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Liebe Leserinnen und Leser, 

 

Europa hat gewählt. Jetzt hoffen die deutschen Unternehmen darauf, dass die künftige Wirtschafts- 

und insbesondere die Industriepolitik der EU dazu beiträgt, die Wettbewerbsfähigkeit des Standorts 

zu steigern. 

 

"Das neu gewählte Europaparlament muss sich in den kommenden Jahren vor allem für einen at-

traktiveren Wirtschaftsstandort einsetzen", fordert Peter Adrian, Präsident der Deutschen Industrie- 

und Handelskammer (DIHK). "Die Unternehmen brauchen gute Bedingungen in Europa, um inter-

national wettbewerbsfähig zu sein." 

 

Europa müsse agiler, schneller und digitaler werden, so Adrians Diagnose. Das bedeute vor allem, 

Kosten zu senken, Verfahren zu beschleunigen und die Bürokratie zurückzufahren. "Wir brauchen 

mehr Raum für Innovationen und technische Entwicklungen", betont der DIHK-Präsident. "Nur dann 

können wir das große Potenzial des gemeinsamen europäischen Marktes ausschöpfen. Eine Politik, 

die auf gute Standortfaktoren für die Branchen in der Breite setzt, ist die beste Industriepolitik – ein 

weltweites Subventionswettrennen hingegen hat am Ende nur Verlierer." 

 

Welche Maßnahmen einer erfolgreichen EU-Industriepolitik zugrunde liegen sollten, zeigt die DIHK 

in einem aktuellen Impulspapier auf. 

 
 
Ihre 
Arbeitsgemeinschaft der Industrie- und Handelskammern Rheinland-Pfalz und Saarland 
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https://www.dihk.de/resource/blob/117964/6d5b7f676987449b3b384dccdfdf1645/eu-dihk-impulspapier-zur-eu-industriepolitik-data.pdf
https://www.saarland.ihk.de/
https://de.fotolia.com/
mailto:uwe.rentmeister@saarland.ihk.de
mailto:christian.wegner@saarland.ihk.de
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POLITIK UND RECHT 
 
 

SAARLAND 
 
  
LUA veröffentlicht Merkblatt zu Heizölverbraucheranlagen und Hochwasser 
 
Das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz des Saarlandes (LUA) hat auf seiner Homepage Hinweise für 
Anlagenbetreiber, Fachbetriebe und Sachverständige im Zusammenhang mit den Überflutungsereignissen im 
Saarland veröffentlicht. Aufgrund der aktuellen Hochwasserereignisse empfiehlt das LUA insbesondere Be-
treibern, Fachbetrieben und Sachverständigen in festgesetzten Überschwemmungs- und Hochwasserrisiko-
gebieten, über den Einsatz weniger wassergefährdender Energieträger wie Gas, Pellets oder Strom nachzu-
denken und sich hierzu von Fachbetrieben beraten zu lassen. 
Nach einer Überflutung sollten vorhandene Heizöllageranlagen, selbst wenn keine direkte Beschädigung sicht-
bar ist, vor Wiederinbetriebnahme unbedingt einer Funktionsprüfung durch einen Fachbetrieb oder Sachver-
ständigen unterzogen werden. 
Betreiber, Fachbetriebe und Sachverständige sind zudem gesetzlich verpflichtet, das Austreten von wasser-
gefährdenden Stoffen dem LUA oder einer Polizeidienststelle anzuzeigen. Diese Verpflichtung gilt auch bei 
Verdacht auf Austritt, wenn eine Gefährdung von Gewässern oder Abwasseranlagen nicht ausgeschlossen 
werden kann. 
Weitere Informationen finden Sie auf der Website des LUA. 
 
 
Online-Portal für geologische Untersuchungen und Bohrungen Saarland 
 
Das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz (LUA) hat ab Januar 2024 ein neue Online-Portal für „Anzeigen 
geologischer Untersuchungen und Bohrungen Saarland“ offiziell in Betrieb genommen. Die Anwendung er-
möglicht die elektronische Anzeige geologischer Untersuchungen und Bohrungen gemäß dem Geologieda-
tengesetz (GeolDG), dem Wasserhaushaltsgesetz (WHG) sowie dem Bundesberggesetz (BBergG). Betreiber 
können damit nicht nur ihre Daten digital übermitteln, sondern auch die Ergebnisse von geologischen Unter-
suchungen nach den gesetzlichen Vorgaben dokumentieren. 
 
Die wichtigsten Funktionen der Online-Anwendung umfassen: 
 

• Die Anzeige geologischer Untersuchungen und Bohrungen als Nachweisdaten nach § 8 GeolDG 

• Die Meldung von Erdaufschlüssen gemäß § 49 WHG in Verbindung mit § 36 SWG 

• Die Anzeige von Bohrungen mit einer Endteufe über 100 m nach § 127 BBergG 

• Die Übermittlung von Untersuchungsergebnissen nach § 9 und § 10 GeolDG sowie die Kategorisie-
rung der Daten als Fach- und Bewertungsdaten 

• Die Aktualisierung von Planungsdaten 
 
Die bisherige Anzeige über PDF-Formulare wird mit der Einführung des neuen Portals vollständig abgelöst. 
Nutzer finden alle relevanten Informationen und Hinweise in dem Portal unter https://bohranzeige.saar-
land.de/. 
 
 

BUND 
 
 
Änderung der Gewerbeabfallverordnung 
 
Die DIHK hat dem BMUV am 17. Mai 2024 eine Stellungnahme zum Referentenentwurf der Ersten Verordnung 
zur Änderung der Gewerbeabfallverordnung übersandt. Darin unterstützt die DIHK das Ziel des Referenten-
entwurfs, die GewAbfV stringenter und vollzugstauglicher zu gestalten. 
 
Dafür sollten jedoch folgende Regelungen geändert werden: 

• nachvollziehbare Bagatellschwellen für Ausnahmen von der getrennten Sammlung 

• die Dokumentation vereinfachen 

• die Überwachung der Einhaltung nicht auf Sachverständige auslagern 
 
Die DIHK-Stellungnahme finden Sie hier. 

https://www.saarland.de/SharedDocs/Downloads/DE/LUA_sonstige_Downloads/Wassergef_Stoffe/Heizoel_Hochwasser
https://bohranzeige.saarland.de/
https://bohranzeige.saarland.de/
https://dihk.ihkdrop.cloud/s/zzYoiSsnggEFNL4
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Novelle des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
 
Die Regierungskoalition im Bundestag hat sich auf einen Änderungsantrag zur bereits seit Juni 2023 im Bun-
destag liegenden Novelle des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) geeinigt. 
 
Zu den wichtigsten Änderungen gehören: 
 

• Erleichterung des vorzeitigen Baubeginns (§ 8a) 

• Umfassende Überarbeitung des Genehmigungsverfahrens (§ 10) unter anderem: 
1. Elektronisches Antragsverfahren 
2. Schutz von Geschäfts- oder Betriebsgeheimnissen 
3. Fristenregelung für beteiligte Behörden 
4. Möglichkeit von Sachverständigengutachten 
5. Stichtagsregelung zur Maßgeblichen Sach- und Rechtslage für Erneuerbare-Energien-Anlagen 

und Elektrolyseure 
6. Konkrete Feststellung der Vollständigkeitserklärung 
7. Verkürzung der Erörterung 

• Für das Repowering von Windenergieanlagen in geringem Umfang wird eine Genehmigungsfiktion 
eingeführt. 

 
Stv. DIHK-Hauptgeschäftsführer Achim Dercks meinte zur Abstimmung im Umweltausschuss des Deutschen 
Bundestages zur Novelle des Bundesimmissionsschutzgesetzes: Die Koalition bleibt auf halbem Weg stehen. 
 
„Die Pläne der Regierungskoalition zur Beschleunigung von Genehmigungsverfahren für Industrie-, Wasser-
stoff- oder Windenergieanlagen sind ein erster Schritt. Unternehmen können dadurch früher mit dem Bau ihrer 
Anlagen beginnen und ihre Anträge digital einreichen. Außerdem werden die Fristen für den Beginn der Ge-
nehmigungsverfahren künftig verbindlicher geregelt. Die Unternehmen gewinnen damit nicht nur Zeit, sondern 
auch mehr Rechtssicherheit. 
 
Wie auch der DIHK-Beschleunigungsmonitor zeigt, bleibt die Koalition aber auf halbem Weg stehen. Zentrale 
Maßnahmen aus dem Beschleunigungspakt zwischen Bund und Ländern setzt das Gesetz erneut nur für 
Windenergie und Elektrolyseureum. Das gilt beispielsweise für einklagbare Stichtage von Behördenentschei-
dungen sowie die Verkürzung der Öffentlichkeitsbeteiligung durch einen fakultativen Erörterungstermin. 
 
Wenn Deutschland seine Ziele im Klima- und Ressourcenschutz erreichen und gleichzeitig ein wettbewerbs-
fähiger Wirtschaftsstandort bleiben will, müssen die im Beschleunigungspakt vereinbarten Maßnahmen voll-
ständig und für alle Anlagen umgesetzt werden. Ansonsten bleiben wichtige Investitionen in die Transforma-
tion – unter anderem in Anlagen zur klimaneutralen Stahlproduktion oder in neue Recyclingverfahren - weiter-
hin durch langwierigere Verfahren ausgebremst.“ 
 
Hier finden Sie den Entschließungsantrag der Regierungskoalition den Änderungsantrag der Regierungskoa-
lition. Die Stellungnahme der DIHK finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Batterierecht-Durchführungsgesetz (BattDG) 
 
Das Bundesumweltministerium (BMUV) hat einen Gesetzesentwurf zur Anpassung des Batterierechts 
(BattDG) vorgelegt. Damit soll das bisherige Batteriegesetz (BattG) aufgehoben und ein neues Batterierecht-
Durchführungsgesetz (BattDG) geschaffen werden. 
 
Ziel ist die Anpassung des deutschen Rechts an die neue Verordnung (EU) 2023/1542 (EU-Batterieverord-
nung – EU-BattVO). Die EU-BattVO ist seit dem 18. Februar 2024 unmittelbar geltendes Recht in Deutschland. 
Für einige Vorschriften enthält die Verordnung jedoch gesonderte Inkrafttretens- oder Übergangsregelungen 
sowie Umsetzungsspielräume. 
 
Nach der Pressemitteilung des BMUV soll das neue BattDG zum 25. August 2025 in Kraft treten und folgende 
wesentliche Regelungen beinhalten: 
 
"Das BattDG knüpft dabei an den bisherigen Strukturen des BattG im Bereich der Entsorgung von Altbatterien 
an und entwickelt diese weiter. Hierdurch sollen Strukturen, die sich bisher bereits bewährt haben, erhalten 

https://dihk.ihkdrop.cloud/s/z27X5LDea5ed2ZC
https://dihk.ihkdrop.cloud/s/z27X5LDea5ed2ZC
https://www.ihk.de/blueprint/servlet/resource/blob/6166536/f6d17b1f5171bf5d15950a283996d0b4/dihk-stellungnahme-aendg-bimschg-data.pdf
https://www.bmuv.de/pressemitteilung/fuer-einen-nachhaltigen-umgang-mit-batterien
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bleiben. Die erfolgreiche Praxis bei Geräte-Altbatterien, dass die Pflichten der Hersteller durch kollektive Sys-
teme erfüllt werden, soll auch auf Altbatterien aus sogenannten leichten Verkehrsmitteln, wie E-Bikes, E-Scoo-
tern oder ähnlichen sowie auf Starter-, Industrie- und Elektrofahrzeugaltbatterien ausgeweitet werden. Gerade 
die lithiumhaltigen Batterien sind mit Brandgefahren verbunden. Daher ist eine sachgemäße Entsorgung hier 
besonders wichtig. Insofern ist die Ausweitung der bewährten Strukturen auf die weiteren Batteriearten auch 
zentral für den Brandschutz. Der Gesetzesentwurf erweitert zudem die Rückgabemöglichkeiten für Verbrau-
cherinnen und Verbraucher." 
 
Das BMUV ist insbesondere „an Ihrer Einschätzung zur Beteiligung aller Hersteller an Organisationen für Her-
stellerverantwortung interessiert (Pflicht-vs.-Kann-Regelung).“ In Abschnitt 4 sieht der Gesetzesentwurf erwei-
terte Rücknahmepflichten für Starter-, Industrie- und Elektrofahrzeugaltbatterien sowie eine Pfandpflicht für 
Starterbatterien (§ 19 BattG) vor. 
 
Laut Referentenentwurf entsteht der Wirtschaft ein einmaliger Umstellungsaufwand von ca. 1 Millionen Euro. 
Wesentliche Neuerungen seien im Vergleich zu den bisherigen Regelungen die Rücknahmepflicht der öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger für Geräte- und LV-Altbatterien (§ 13 BattDG), Pfandpflicht für Starterbat-
terien (§ 19 BattDG). 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Elektro- und Elektronikgerätegesetz (ElektroG) 
 
Das Umweltministerium (BMUV) hat einen Gesetzesentwurf zur Änderung des Elektro- und Elektronikgeräte-
gesetzes (ElektroG) vorgelegt. Durch die Regelungen sollen die Entnahme von Lithium-Batterien verbessert, 
Verbraucherinformationen vereinheitlicht sowie die Sammlung im Handel ausgeweitet werden. 
 
Wesentliche Inhalte des Referentenentwurfs sind: 
 

• Sammelstellen-Logo (§18a Abs. 2) 

• Vorgegeben werden soll ein einheitliches Sammelstellen-Logo in Einzelhandelsgeschäften, das im 
Eingangsbereich des Ladens angebracht werden müsste und Informationen zur Rückgabe im Laden-
geschäft enthält. 

• Rücknahmepflicht der Vertreiber für Altgeräte unter 50 cm (§17 Abs. 1) 

• Die generelle Rücknahmepflicht von Altgeräten soll von unter 25 cm auf 50 cm angehoben werden. 

• Informationspflichten der Hersteller (§ 18 Abs. 4; § 27) 

• Zusätzlich zu bestehenden Informationspflichten sollen diese künftig gut sichtbar auf der Homepage 
der Hersteller (oder Bevollmächtigten) auf der Seite mit den entsprechenden Produkten platziert wer-
den oder vor oder bei der Bestellung gut sichtbar angezeigt werden. Die gesetzlich vorgeschriebene 
monatliche Mitteilungspflicht soll dagegen auf eine jährliche Meldung reduziert werden. 

• Entnahme von Lithium Batterien 

• Hersteller, Vertreiber und gemeinsame Stelle müssen künftig auch über die Entnahmepflicht für Bat-
terien informieren. Das in der Entsorgungswirtschaft diskutierte Batteriepfand findet keine Erwähnung. 

• Rücknahme- (§ 17 Abs. 1a) und Meldeverpflicht (§29) für elektronische Einweg-Zigaretten 

• Vertreiber müssten elektronische Einweg-Zigaretten unabhängig von der Größe der Verkaufsfläche 
zurückzunehmen. Übergeben sie die zurückgenommenen Geräte nicht an Hersteller oder ÖrEs (Öf-
fentlich rechtliche Entsorgungsträger), müssen sie eine Meldung über die selbst verwerteten Mengen 
abgeben. 

 
Die DIHK hat dem BMUV eine Stellungnahme zur geplanten Überarbeitung übermittelt. Dabei unterstützt sie 
das grundlegende Ziel des Referentenentwurfs, die Sammelmenge von Elektroaltgeräten zu erhöhen und die 
Brandrisiken durch Lithium-Batterien zu reduzieren. Gleichzeitig empfiehlt die DIHK, insbesondere den lokalen 
Einzelhandel nicht übermäßig mit erweiterten Rücknahmeverpflichtungen zu belasten. Sie regt an, weitere 
Anreize zur sicheren Erfassung von Elektrogeräten mit Lithium-Batterien zu prüfen, die die Bedenken von 
Handel und Herstellern hinsichtlich hoher Bürokratiekosten berücksichtigen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 

https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=D0E3A00E09B8A0861E2CA562B3B1C884&MODULE=Frontend.Media&ACTION=ViewMediaObject&Media.PK=9588&Media.Object.ObjectType=full
https://www.bmuv.de/gesetz/referentenentwurf-eines-dritten-gesetzes-zur-aenderung-des-elektro-und-elektronikgeraetegesetzes
https://www.bmuv.de/gesetz/referentenentwurf-eines-dritten-gesetzes-zur-aenderung-des-elektro-und-elektronikgeraetegesetzes
https://www.dihk.de/resource/blob/118840/8b7f72e082a2ae18b3d8314012144dae/recht-dihk-stellungnahme-elektro-und-elektronikgeraetegesetz-data.pdf
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Nationale Kreislaufwirtschaftsstrategie 
 

Das BMUV veröffentlichte seinen Entwurf zu einer nationalen Kreislaufwirtschaftsstrategie. 
 
Ziel der Strategie ist es, Umweltbelastungen zu reduzieren, Biodiversität zu schützen sowie zum Klimaschutz 
beizutragen durch eine zirkuläre Wirtschaft, die auf Ressourcenschonung und den Einsatz sekundärer Roh-
stoffe setzt. Darüber soll weiterhin ein Beitrag zu einer sichereren Rohstoffversorgung geleistet werden. 
 
Ziele der NKWS: 

• Verbrauch neuer (primärer) Rohstoffe verringern 

• Stoffkreisläufe schließen 

• Unabhängigkeit von Rohstoffimporten stärken 

• Abfall vermeiden 
 
Maßnahmen der NKWS: 

• Digitalisierung stärken 

• Produktdesign neu ausrichten 

• Ressourceneffizient produzieren 

• Nachhaltigen Konsum fördern 

• Öffentliche Beschaffung als Hebel nutzen 
 
Der Entwurf steht bis Anfang Juli zur Konsultation. 
 
Quelle: DIHK 
 
Informationen zum Einwegkunststofffondsgesetz 

 
Gemäß dem Einwegkunststofffondsgesetz sind Hersteller bestimmter Einwegkunststoffprodukte seit dem 01. 

Januar 2024 verpflichtet, eine Sonderabgabe für die von ihnen in Verkehr gebrachten Einwegkunststoffpro-

dukte in den Einwegkunststofffonds zu entrichten. Das Gesetz regelt einen Kostenerstattungsanspruch der 

öffentlichen Hand gegenüber diesen Herstellern. 

Drei Gruppen von Unternehmen fallen unter das Einwegkunststofffondsgesetz von 2023 und müssen dessen 

Vorgaben aktuell bereits beachten. 

Es gilt für: 

• Hersteller (oder Importeure) bestimmter Produkte: Feuchttücher, Luftballons, Tabakprodukte und ab 

2026 zusätzlich Feuerwerkskörper (a) 

• Hersteller (oder Importeure) bestimmter kunststoffhaltiger Verpackungen: Bestimmte Lebensmittel-

behälter (für „to-go-Lebensmittel“), Getränkebehälter (z. B. Flaschen und Tetrapacks), Getränkebe-

cher und leichte Kunststofftragetaschen (z. B. für Obst) (b) 

• Befüller von Tüten und Folienverpackungen mit Lebensmittelinhalt, der dazu bestimmt ist, unmittel-

bar aus der Tüte oder der Folienpackung heraus verzehrt zu werden und keiner weiteren Zuberei-

tung bedarf (c) 

Bei den oben genannten Punkten a. und b. sind also die tatsächlichen Kunststoff-Produzenten oder Importeure 
gemeint, z. B. ein Hersteller von leeren Getränkebechern für Kaffee (und nicht der Betreiber eines Kiosks oder 
eines Kaffeeautomaten). Dagegen wird beim oben genannten Punkt c. nicht der Hersteller einer leeren Tüte 
oder Folie angesprochen, sondern aufgrund der bewusst gewählten Formulierung „mit Lebensmittelinhalt“ der 
Befüller, der z. B. als Kinobetreiber Popcorn in Kunststofftüten abfüllt und verkauft. Diese Fälle c. übersteigen 
die Fälle a. und b. voraussichtlich in etwa um das Zehnfache! 
 
Betroffene Unternehmen müssen sich bis spätestens Ende 2024 auf der ebenfalls vom Umweltbundesamt 
gestalteten Plattform „DIVID“ registrieren. 
 
Im Jahr 2025 müssen Sie dann erstmals Daten über ihre im Jahr 2024 insgesamt in Verkehr gebrachten 
Mengen vorlegen, welche die Grundlage für die neuen Zahlungs-Verpflichtungen in den Einwegkunststoff-
fonds sind. Aus dem Fonds werden dann den Kommunen u. a. deren Kosten für die korrekte Entsorgung von 
weggeworfenen Verpackungen und Produktresten erstattet („Littering“). 
 

https://www.bmuv.de/download/entwurf-einer-nationalen-kreislaufwirtschaftsstrategie-nkws
https://www.einwegkunststofffonds.de/de
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Die besagten Mengenmeldungen müssen durch externe Wirtschaftsprüfer bestätigt werden. Diese Prüfpflicht 
entfällt bei pfandpflichtigen Einweggetränkeverpackungen generell und bei sonstigen betroffenen Produkten 
unterhalb einer Bagatellgrenze von 100 kg pro Jahr. Allerdings entfällt nur die Prüfpflicht, d. h. die Pflicht zur 
Registrierung, Mengenmeldung und Abgabenzahlung gilt für alle oben angesprochenen Unternehmen, auch 
bei geringeren Mengen. 
 
Wer die Registrierung bzw. Datenmeldung versäumt, muss mit hohen Bußgeldern rechnen und unterliegt ei-
nem Vertriebsverbot. 
 
Der Gesetzestext, der in seiner Anlage 1 die betroffenen Produkte genauer definiert, wurde im Bundesgesetz-
blatt veröffentlicht. 
 
Viele weitere Informationen finden sich auf einer Internetseite des Umweltbundesamts unter www.ewkf.de . 
 
Quelle: Umweltbundesamt 
 
 
Bundeskabinett beschließt Gesetz zur Änderung von EDL-G und EnEfG 
 
Das Bundeskabinett hat am 22. Mai 2024 ein Gesetz zur Änderung des Energiedienstleistungsgesetzes (EDL-
G), des Energieeffizienzgesetzes (EnEfG) sowie des Energieverbrauchskennzeichnungsgesetzes (EnVKG) 
beschlossen. Das Änderungsgesetz geht nun in das weitere parlamentarische Verfahren und soll noch vor 
Jahresende in Kraft treten. 
 
Im Vergleich zum Referentenentwurf gab es in der Kabinettsfassung keine größeren Änderungen mehr. Am 
ehesten sticht noch die Festlegung der Bundesregierung auf einer Auslöseschwelle von 2,77 GWh jährlichem 
Gesamtendenergieverbrauch für die verpflichtenden Energieaudits heraus. Dieser Wert hält dann auch Einzug 
in die verschränkten Regelungen des EnEfG (Abwärme und Umsetzungspläne). Außerdem wird die Vorbild-
funktion der öffentlichen Hand dahingehend ergänzt, dass sie „bei ihren Baumaßnahmen unter Beachtung der 
Wirtschaftlichkeit nicht unwesentlich über die Anforderungen zur Energieeffizienz des Gebäudeenergiegeset-
zes“ hinausgehen wird. Zudem wird die Liste der Grundqualifikationen für die erforderliche Energieauditoren-
Akkreditierung explizit um Meister- und Techniker-Abschlüsse ergänzt. Klargestellt wird außerdem, dass für 
bereits zugelassene Energieauditoren keine erneute Akkreditierung notwendig ist. Mit der Änderung des 
EnVKG soll die nationale Energieverbrauchskennzeichnung von Heizungsaltanlagen beendet werden.  
 
Quelle: DIHK  
 
 
Solarpaket I vom Bundesrat gebilligt 

 
Der Bundesrat hat am 26. April 2024 das sogenannte Solarpaket I gebilligt, das der Bundestag kurz zuvor am 
Morgen beschlossen hatte. Das Gesetz sieht Änderungen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und anderer 
Rechtsvorschriften vor. 
 
Nach Verkündung im Gesetzesblatt können dann die unterschiedlichen Anpassungen in Kraft treten. Die ein-
zelnen Änderungen hat das BMWK in einem Überblickpapier zusammengefasst und über seine Webseite zum 
Download bereitgestellt sowie im Detail die Gesetzesänderungen anbei. 
 
Die DIHK hatte sich im Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens intensiv für eine unternehmensgerechte Aus-
gestaltung des Pakets eingesetzt. So wurde beispielsweise das Recht zur Verlegung von Leitungen auf Grund-
stücke der öffentlichen Hand eingeschränkt, die Direktvermarktungsverpflichtung ab 100 kW flexibilisiert sowie 
Bürokratie abgebaut, indem zukünftig ein Anlagenzertifikat erst ab einer Einspeiseleistung von 270 kW oder 
einer installierten Leistung von mehr als 500 kW erforderlich ist. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Bundesförderung Industrie und Klimaschutz genehmigt 
 
Investitionshilfen im Rahmen der neuen Förderrichtlinie „Bundesförderung Industrie und Klimaschutz (BIK)“ 
können nach der Genehmigung durch die EU-Kommission mit einer Gesamtsumme von 2,2 Mrd. Euro geför-
dert werden. Das BMWK plant die Verabschiedung der Förderrichtlinie in Kürze. Die BIK wurde bereits im 

https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2023/124/VO.html
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2023/124/VO.html
http://www.ewkf.de/
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2024/04/20240426-bundestag-bundesrat-solarpaket-i.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2024/04/20240426-bundestag-bundesrat-solarpaket-i.html
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November letzten Jahres vorgestellt. Wir hatten uns kritisch zur Förderschwelle und zur Kofinanzierungspflicht 
durch die Bundesländer geäußert. Ersterem wurde inzwischen Rechnung getragen. 
 
Förderfähig sind nun schon Projekte bei kleinen und mittleren Unternehmen ab 500.000 Euro, für große Un-
ternehmen bleibt es bei der Schwelle von einer Million Euro. Die Kofinanzierung der Länder ab 15 Mio. Euro 
im Umfang von 30 Prozent ist geblieben, das BMWK ist aber mit den Ländern im Austausch, um die Ko-
Finanzierungsmittel sicherzustellen. 
 
Die BIK fördert Investitionen aller Branchen, die durch den Ersatz von fossiler Energie mindestens 40 Prozent 
CO₂-Emissionen im Vergleich zu den bisherigen Emissionen einsparen. Maximale Fördersumme sind 200 
Mio. Euro. Ob die geplanten drei Module, darunter ein Modul für CCU/CCS-Investitionen und ein Model für 
Forschungsvorhaben, so bestehen bleiben, ist noch offen. Im Entwurf der Förderrichtlinie war für Investitionen 
in die Defossilisierung auch eine anteilige Betriebskostenförderung vorgesehen. Die BIK ist als Ergänzung der 
Klimaschutzverträge und als Mittelstandsinstrument geplant. 
 
Nähere Infos hier: BMWK - Dekarbonisierung für den industriellen Mittelstand 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Gas-Wärme-Kälte- Herkunftsnachweisregister 
 
Die Transparenz bezüglich der Herkunft von grünen Gasen und thermischer Energie soll künftig verbessert 
werden – eine Vorschrift, die bereits in der Erneuerbaren Energien Richtlinie II (RED II) der EU festgelegt 
wurde. Die nationale Umsetzung erfolgt nun mit der Verordnung zum Gas-Wärme-Kälte-Herkunftsnachweis-
register, die am 30. April 2024 verabschiedet wurde und am 1. Mai 2024 in Kraft getreten ist. 
 
Die Verordnung enthält drei Änderungsvorschläge der Parlamentarier vom 12. April 2024: 
Um die Bürokratie zu reduzieren, haben die Abgeordneten vorgeschlagen, mehrere Bestimmungen zu strei-
chen. Beispielsweise müssen Anlagenbetreiber in ihren Anträgen für die Ausstellung von Herkunftsnachwei-
sen dem Umweltbundesamt nun nicht mehr so viele Details übermitteln, wie es ursprünglich von der Bundes-
regierung geplant war. 
 
Zweitens sollte klarer definiert werden, welche Befugnisse das Umweltbundesamt hat. 
Schließlich forderte der Bundestag eine Erweiterung der Begründung zur Entwertung von Herkunftsnachwei-
sen für Gasverbrauch (§27 Absatz 2), der netzgebunden ist. 
 
Der Inhalt von Paragraph 27 Absatz 2 ist jedoch im Vergleich zum Entwurf vom März unverändert geblieben. 
Einige Akteure befürchten, dass grüner Wasserstoff sein ökologisches Siegel verlieren könnte, wenn er im 
Erdgasnetz vermischt wird. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) möchte jedoch 
verhindern, dass grüner Wasserstoff zum Heizen begünstigt wird. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Plattform für Abwärme 

 
Unternehmen mit einem jährlichen Gesamtenergieverbrauch von mehr als 2,5 GWh sind nach §17 Energieef-
fizienzgesetz (EnEfG) dazu verpflichtet, Informationen über Ihre Abwärme an die Bundesstelle für Energieef-
fizienz (BAFA) zu übermitteln. 
 
Die Plattform für Abwärme bei der Bundesstelle für Energieeffizienz (BAFA) steht Nutzern ab sofort zur Re-
gistrierung und Dateneintragung bereit. Die Informationen müssen jährlich bis zum 31. März in der neu ge-
schaffenen Plattform hinterlegt, bzw. bestätigt werden und sind aktuell zu halten. Die Registrierung und Da-
teneintragung ist seit dem 15. April 2024 möglich. Die Frist für die erstmalige Datenmeldung sowie die ent-
sprechende Bußgeldbewehrung nach §19 Abs. 1 Nr. 9 EnEfG, wurde um ein Jahr, auf den 1. Januar 2025 
verschoben. 
 
Das Abwärmeportal kann über diesen Link erreicht werden. 
Nach § 17 des Energieeffizienzgesetzes (EnEfG) sind alle Unternehmen mit einem jährlichen Gesamtend-
energieverbrauch von mehr als 2,5 GWh verpflichtet, Informationen über ihre Abwärme an die Bundesstelle 
für Energieeffizienz (BfEE) beim BAFA zu übermitteln, die dafür eine entsprechende Plattform zur Verfügung 
stellt. Die Informationen müssen jährlich bis 31. März übermittelt bzw. bestätigt werden, und sind aktuell zu 

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2024/04/20240410-dekarbonisierung-fuer-den-industriellen-mittelstand.html
https://elan1.bafa.bund.de/bafa-portal/pfa
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halten. Nach den Übergangsvorschriften aus § 20 EnEfG war die erstmalige Frist zur Übermittlung der Abwär-
medaten bereits der 01. Januar 2024. 
 
Das Abwärmeportal ist über folgenden Link erreichbar: https://elan1.bafa.bund.de/bafa-portal/pfa 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Änderung der TRGS 900 mit Arbeitsplatzgrenzwerten 
 
Am 17. Juni 2024 wurde zum wiederholten Mal eine Änderung der Technischen Regel Gefahrstoffe Nr. 900 
(TRGS 900) veröffentlicht, welche die in Deutschland geltenden Arbeitsplatzgrenzwerte auflistet. 
 
Die dreiseitige Änderung betrifft zum einen Asphalt und Bitumen (Grenzwerte und Fristen). Zum anderen wer-
den wie üblich in Anhang 3 und Anhang 4 einige Stoff-Einträge geändert oder ergänzt oder gestrichen. Betrof-
fen sind u. a. amorphe Kieselsäuren, Schwefeldioxid und Tetrahydrofuran. 
 
Der Änderungstext ist zwar nicht im offiziellen Verkündungsorgan, dem Gemeinsamen Ministerialblatt Nr. 21, 
aber auf der Homepage der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin abrufbar; dort findet sich auch 
die aktuelle Gesamtfassung der TRGS 900: BAuA - Regelwerk - TRGS 900 Arbeitsplatzgrenzwerte - Bundes-
anstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 
 
Quelle: IHK Südlicher Oberrhein  
 
 
Strengere Vorgaben für den Verkauf von biozidhaltigen Produkten 
 
Verkäufer von Holzschutzmitteln, Insektiziden und vielen weiteren Produkten, die Biozide enthalten, benötigen 
ab Januar 2025 eine spezielle Sachkunde und müssen in bestimmten Fällen so genannte Abgabegespräche 
mit ihren Kunden führen. 
 
Dies schreibt die hier abrufbare Biozidrechts-Durchführungs-Verordnung vor, deren Paragraphen 10 bis 13 ab 
01. Januar 2025 anzuwenden sind. In § 11 Abs. 2 werden die Themen des „Abgabegesprächs“ aufgelistet, 
das sich offenbar nicht beim Kassenvorgang „so nebenher“ erledigen lässt, sondern etwas mehr Zeit benötigt 
(Anwendung, Alternativen, Gefahren, Maßnahmen, Lagern, Entsorgen, Verhalten bei Unfällen…). 
 
Für bestimmte Produktarten: Abgabegespräch bei allen Kunden 
 
Das Abgabegespräch ist zwingend für folgende drei Produktarten: 

• Produktart 14 „Rodentizide“ (Produkte zur Bekämpfung von Mäusen, Ratten und anderen Nagetieren 
durch andere Mittel als Fernhaltung oder Köderung), 

• Produktart 18 „Insektizide, Akarizide und Produkte gegen andere Arthropoden“ (Produkte zur Bekämp-
fung von Arthropoden (zum Beispiel Insekten, Spinnentiere und Schalentiere) durch andere Mittel als 
Fernhaltung oder Köderung) sowie 

• Produktart 21 „Antifouling-Produkte“ (Produkte zur Bekämpfung des Wachstums und der Ansiedlung 
von bewuchsbildenden Organismen (Mikroben und höhere Pflanzen- und Tierarten) an Wasserfahr-
zeugen, Ausrüstung für die Aquakultur und anderen im Wasser eingesetzten Bauten). 

 
Für die drei oben genannten Produktarten gilt außerdem, dass sie nicht im Selbstbedienungsbereich angebo-
ten werden dürfen und dass sich der Verkäufer vergewissern muss, dass der Käufer zu der in der Zulassung 
genannten Verwenderkategorie gehört (z. B. „geschulter berufsmäßiger Verwender“). 
Dies gilt ausdrücklich auch bei Online- oder Versandverkauf. 
Eine pauschale Ausnahme für Käufe durch gewerbliche Nutzer der Produkte gibt es bei den oben genannten 
drei Produktarten nicht. 
 
Für andere definierte Produktarten: Abgabegespräch nur bei Privatkunden 
 
Anders sieht es bei den folgenden drei Produktarten aus, für die allgemein ebenfalls Abgabegespräche vor-
geschrieben sind, welche jedoch entfallen können, wenn dem Verkäufer bekannt ist oder der Käufer ihm be-
stätigen kann, dass der Käufer die Produkte gewerblich nutzen will: 
 

• Produktart 7 „Beschichtungsschutzmittel“ (Produkte zum Schutz von Beschichtungen oder Überzügen 
gegen mikrobielle Schädigung oder Algenwachstum zwecks Erhaltung der ursprünglichen 

https://elan1.bafa.bund.de/bafa-portal/pfa
https://www.baua.de/DE/Angebote/Regelwerk/TRGS/TRGS-900
https://www.baua.de/DE/Angebote/Regelwerk/TRGS/TRGS-900
https://www.gesetze-im-internet.de/chembioziddv/BJNR370610021.html#BJNR370610021BJNG000300000
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Oberflächeneigenschaften von Stoffen oder Gegenständen wie Farben, Kunststoffen, Dichtungs- und 
Klebkitten, Bindemitteln, Einbänden, Papieren und künstlerischen Werken), 

• Produktart 8 „Holzschutzmittel“ (Produkte zum Schutz von Holz, ab dem Einschnitt im Sägewerk, oder 
Holzerzeugnissen gegen Befall durch holzzerstörende oder die Holzqualität beeinträchtigende Orga-
nismen, Insekten einbegriffen) sowie 

• Produktart 10 „Schutzmittel für Baumaterialien“ (Produkte zum Schutz von Mauerwerk, Verbundwerk-
stoffen oder anderen Baumaterialien außer Holz gegen Befall durch Schadmikroorganismen und Al-
gen). 

 
Außerdem kann es für Produkte entfallen, die im vereinfachten EU-Biozid-Zulassungsverfahren zugelassen 
wurden. 
 
Abgabegespräche auch bei Online-Verkauf 
 
Im Fall von Online- oder Versand-Verkauf muss das besagte Abgabegespräch zuvor telefonisch oder per 
Videoübertragung nachweisbar erfolgen. 
 
Sachkunde der abgebenden Person 
 
Auf Seiten des Verkäufers benötigen die Personen, die die Abgabe, die damit verbundenen Überprüfungen 
und das Abgabegespräch durchführen, eine spezielle Sachkunde. Zu deren Definition verweist § 13 der Bio-
zidrechts- Durchführungsverordnung auf drei andere Vorschriften, wobei jeweils betont wird, dass jene Sach-
kunde ausdrücklich auch Biozid-Themen bzw. die betreffenden Produktarten umfassen muss. 
Diese Details sind geregelt 
 

• in § 11 der Chemikalienverbotsverordnung 

• in der Pflanzenschutz-Sachkundeverordnung, siehe dort vor allem Anlage 2 mit den anerkannten 
Berufsabschlüssen, jedoch nur in Verbindung mit regelmäßigen Fortbildungsveranstaltungen zur Auf-
rechterhaltung der Sachkunde 

• in § 15c Absatz 3 der Gefahrstoffverordnung in Verbindung mit deren Anhang I Nummer 4.4 (Rege-
lungen für spezielle Biozide) 

 
Selbstbedienungsverbot 
 
Das oben genannte Selbstbedienungsverbot gilt außerdem auch für Produkte, bei denen dies im Rahmen 
ihrer biozidrechtlichen Zulassung so festgelegt wurde. Es gilt nicht für Biozidprodukte, die im vereinfachten 
Zulassungsverfahren zugelassen wurden. Zum vereinfachten Zulassungsverfahren und ähnlichen Fragestel-
lungen finden sich Informationen beim REACH-CLP-Biozid-Helpdesk. 
 
 
CSRD: Stellungnahme zur Umsetzung der CSRD eingereicht 
 
Die DIHK hat Ende April 2024 eine Stellungnahme zur Umsetzung der CSRD/Nachhaltigkeitsberichterstat-
tungsrichtlinie in nationales Recht eingereicht. 
 
Die Befassung im Kabinett ist derzeit für die zweite Mai-Hälfte geplant. Das parlamentarische Verfahren wird 
dann voraussichtlich erst im späten Herbst absolviert sein können. Über das weitere Verfahren, insbesondere 
den Kabinettsbeschluss, wird auch weiterhin informiert.  
 
Die Stellungnahme und weitere Informationen finden sie hier bei der DIHK.   
 
Quelle: DIHK 
 
 
Novelle des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes 
 
Das Bundesumweltministerium (BMUV) reagiert mit einem Referentenentwurf zur Novelle des Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetzes (UmwRG) auf festgestellte Defizite bei der Umsetzung der Aarhus-Konvention und 
des EU-Rechts. In dem Gesetzesentwurf schlägt das Ministerium verschiedene Ausweitungen des Anwen-
dungsbereichs vor. Zukünftig sollen Klagen auch gegen Zulassungsentscheidungen für Vorhaben ohne Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVP) oder Strategische Umweltprüfung (SUP) sowie gegen Produktzulassungen 
möglich sein. Damit will das BMU jüngere Urteile des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) und des Bundesver-
fassungsgerichts (BVerfG) sowie EU-Gesetze umsetzen. 

https://www.gesetze-im-internet.de/chemverbotsv_2017/__11.html
https://www.gesetze-im-internet.de/pflschsachkv_2013/BJNR195310013.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gefstoffv_2010/anhang_i.html
https://www.reach-clp-biozid-helpdesk.de/DE/Biozide/FAQ/Produktzulassung/Produktzulassung_node.html
https://www.dihk.de/de/ueber-uns/die-ihk-organisation/neue-nachhaltigkeitsberichterstattung-93090
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Die geplante Novelle zielt nicht nur auf eine Ausweitung des Zugangs zu Gerichten in Umweltangelegenheiten 
ab, sondern sieht auch eine Beschleunigung der Verfahren vor. So soll gemäß § 6 Absatz 2 im Interesse der 
Verfahrensbeschleunigung das Gericht den übrigen Beteiligten mit der Zustellung der Klagebegründung eine 
angemessene Frist zur Stellungnahme setzen. 
 
Der Referentenentwurf befindet sich derzeit in der Diskussion innerhalb der Bundesregierung und ist noch 
nicht abschließend beschlossen. 
 
Weitere Informationen finden Sie hier. 
 
 
DIHK-Stellungnahme zum Referentenentwurf der TA-Lärm-Änderung 
 
Die DIHK hat am Freitag, 21. Juni 2024, eine Stellungnahme an das BMUV gesendet.  
Die folgenden wichtigsten Punkte sind: 
 
Höhere Immissionsrichtwerte bei Nutzung passiver Schallschutzmaßnahmen: Statt eine Sonderrege-
lung für einen beschränkten Anwendungsbereich festzulegen, sollten höhere Immissionsrichtwerte bei Nut-
zung passiver Schallschutzmaßnahmen – bspw. durch einen zulässigen Innenraumpegel – generell ange-
wandt werden können. Dies kann Gewerbe und Wohnen in der Stadtentwicklung deutlich erleichtern. Hier 
sollte das Baugesetzbuch (§ 9 BauGB) entsprechend angeglichen werden. 
 
Bestandsschutzklausel: Die Begrenzung der neuen Bestandsschutzklausel auf zwei Jahre birgt für be-
troffene Unternehmen weiterhin hohe Risiken. Deshalb empfehlen wir eine unbefristete Klarstellung, dass die 
Nutzung der Experimentierklausel nicht zu nachträglichen Anordnungen oder künftigen Einschränkungen be-
stehender Betriebe führen darf. Zum Schutz des bestehenden Gewerbes sollten auch die Vorschläge des 
Landes Baden-Württembergs im Bundesrat (Drs. 179/24) berücksichtigt werden, die weiteren Instrumente der 
öffentlich-rechtlichen Sicherung, wie Baulast oder Grunddienstbarkeit, anregen. 
 
Gebietskategorie dörfliches Wohngebiet: Die neu eingeführte Gebietskategorie „dörfliches Wohngebiet“ 
bewerten Unternehmen als deutlich zu niedrig in Bezug auf die vorgeschlagenen Immissionsrichtwerte. Sie 
würden viele Gewerbebetriebe einschränken und insbesondere die Nutzung von Windenergie erschweren. 
 
Quelle: DIHK 
 
 

EUROPÄISCHE UNION 
 
 
IEP: Verordnung zur Einrichtung eines Industrieemissionsportals verkündet 
 
Die Überarbeitung der EU-Industrieemissionsrichtlinie (2010/75/EU, „IED“) steht kurz vor dem Abschluss, aber 
die offizielle Verkündung der novellierten Richtlinie steht derzeit noch aus. Im Zusammenhang damit wurde 
auch die europäische PRTR-Verordnung (EG) Nr. 166/2006 überarbeitet und erweitert. Deren Novelle ist An-
fang Mai 2024 im EU-Amtsblatt veröffentlicht worden. 
 
Die neue Verordnung („IEP“) trägt den Titel „Verordnung (EU) 2024/1244 vom 24. April 2024 über die Bericht-
erstattung über Umweltdaten von Industrieanlagen, zur Einrichtung eines Industrieemissionsportals und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 166/2006“. Sie verpflichtet wie bisher bestimmte Unternehmen zu jährli-
chen Datenmeldungen in das neue Portal (bisher „pollutant release and transfer register (PRTR)“). 
 
Neue Berichtspflichten kommen hinzu über die Nutzung von Wasser, Energie und bestimmten Rohstoffen 
gemäß einem bis Ende 2025 zu erlassenden Durchführungs-Rechtsakt. Außerdem sollen in dem neuen Portal 
auch Daten gemäß der Industrieemissionsrichtlinie veröffentlicht werden. Im Einzelnen ergeben sich die Be-
richtspflichten der Anlagenbetreiber aus Artikel 6 der neuen Verordnung. 
 
Die neue Verordnung gilt ab Anfang 2028 und betrifft damit erstmals die Datenmeldungen für das Jahr 2027. 
Die Werte für 2026 sind noch gemäß der bisherigen PRTR-Verordnung zu berichten. 
 

https://www.bmuv.de/gesetz/referentenentwurf-eines-gesetzes-zur-aenderung-des-umwelt-rechtsbehelfsgesetzes-und-weiterer-umweltrechtlicher-vorschriften
https://www.ihk.de/blueprint/servlet/resource/blob/6186736/17cf60349b65bfdf4e2298ab75af94e6/dihk-stellungnahme-ta-laerm-pdf--data.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=OJ:L_202401244
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Im Saarland erfolgt dies wie bisher über die Software bube-online, die derzeit erneuert wird, vgl. hier: Thru.de 
 
Quelle: IHK Südlicher Oberrhein 
 
Reform des EU-Strommarktdesigns 
 
Das EU-Parlament hat über das europäische Strommarktdesign final abgestimmt. Mit den angestrebten Än-
derungen sollen sowohl der Ausbau von erneuerbaren Energien als auch der Ausstieg aus Erdgas beschleu-
nigt werden. Ziel ist es, Strompreise langfristig vorhersehbarer zu gestalten und Preisspitzen abzufedern.  
 
Ausgewählte Maßnahmen:   

• Beibehaltung der Merit Order 

• Erleichterungen für Direktstromlieferverträgen (PPAs) z.B. durch Pooling, freiwillige Standardverträge, 
staatliche Garantien 

• Förderung von neuen Anlagen aus Erneuerbaren Energien und Atomkraft nur noch durch freiwillige 
Contracts for Difference (CfDs) oder äquivalente Instrumente, mit einem Rückholmechanismus -> ggf. 
Anpassung des EEGs innerhalb der nächsten 3 Jahre notwendig  

• Mehr Rechte beim Energy-Sharing für Unternehmen, wodurch PPAs und die Abgabe von überschüs-
sigem Strom aus der betrieblichen Eigenstromerzeugung auf oder nahe dem Betriebsgelände und 
Gewerbe- sowie Industriegebieten ermöglicht werden (Begrenzung für nicht KMU auf 6 MW Anlagen-
kapazität) 

• Staatlich befristete Unterstützungsmaßnahmen für KMU im Falle einer Strompreiskrise -> keine bei-
hilferechtliche Genehmigung notwendig 

• Kapazitätsmechanismen nicht mehr als Ausnahmeregelung, aber weiterhin unter umfassender Prü-
fung durch die Kommission  

 
DIHK-Einschätzung:  
 
Die Beibehaltung des Merit Order Systems kann nach den intensiven Diskussionen, besonders während der 
Energiekrise im Jahr 2022, als erfolgreicher Schritt betrachtet werden. Zusätzlich eröffnet die Reform die Mög-
lichkeit, im Falle einer erneuten Strompreiskrise Unterstützungsmaßnahmen für KMU zu ergreifen. Dass dabei 
zukünftig keine zusätzlichen Instrumente der Gegenfinanzierung, wie der kritische Markteingriff zur Erlösab-
schöpfung bei Erzeugungsanlagen, notwendig ist, ist ein Erfolg. Zudem kann die Stärkung des Power Purch-
ase Agreement (PPA)-Marktes das Stromangebot erneuerbarer Energien in Deutschland ausweiten. Gleich-
zeitig bieten PPAs Unternehmen eine marktwirtschaftliche Option, sich klimafreundlich gegen kurzfristige 
Preisschwankungen auf den Energiemärkten abzusichern und treibhausgasneutralen Strom zu beziehen. Die 
Bereitstellung staatlicher Garantien zur Absicherung finanzieller Risiken erleichtert insbesondere KMU den 
Zugang zum PPA-Markt und stärkt Investitionen in eine umweltfreundliche Energieversorgung. 
 
Die Bestimmungen für den staatlich finanzierten Ausbau erneuerbarer Energien bedeuten jedoch auch einen 
Rückschritt in der Energiewende. Obwohl zweiseitige Differenzkontrakte nicht obligatorisch eingeführt werden, 
entziehen Erlösobergrenzen am Strommarkt (Erlösabschöpfungen) Anreize, die Stromvermarktung direkt mit 
Speichern, anderen Erzeugungsanlagen oder der Nachfrageseite zu koppeln. Dies verringert die Flexibilität 
des Marktes erheblich und könnte dazu führen, dass erneuerbare Energieanlagen sich nach Ablauf der För-
derperiode am Markt nicht etablieren können. Zudem öffnet die Reform weiterhin die Tür für die Einführung 
nationaler Kapazitätsmechanismen, die einem effizienten integrierten Strombinnenmarkt entgegenstehen und 
mit höheren Stromkosten für Betriebe einhergehen können.   
 
Quelle: DIHK 
 
 
Gas- und Wasserstoffpaket vom EU-Parlament beschlossen 
 
Mit dem Beschluss der Verordnung und Richtlinie für Gas und Wasserstoff wurde eines der letzten großen 
Pakete des Green Deal im Energiebereich abgestimmt. Das Paket soll insbesondere dazu dienen, Regeln für 
einen einheitlichen europäischen Wasserstoffmarkt zu schaffen und den Wasserstoffhochlauf damit voranzu-
treiben. Ausstehend ist nur noch die Zustimmung des Europäischen Rates. 
 
Die Änderungen der novellierten Gesetze für den Gas- und Wasserstoffmarkt sehen unter anderem vor, den 
Zugang erneuerbarer und CO2-armer Gase zum existierenden Erdgasnetz zu erleichtern, die Entwicklung ei-
ner dezidierten Infrastruktur und eines Markts für Wasserstoff zu befördern sowie die Netzplanung sektorüber-
greifender zu organisieren. Zudem sollen auch Voraussetzungen für eine hohe Gasversorgungssicherheit ge-
schaffen werden. 

https://thru.de/thrude/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2024/05/21/electricity-market-reform-council-signs-off-on-updated-rules/
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/ATAG/2024/760396/EPRS_ATA(2024)760396_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2024-0283_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2024-0283_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20240408IPR20317/reformen-fur-einen-nachhaltigeren-und-widerstandsfahigeren-eu-gasmarkt
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Wichtig aus Sicht der Wirtschaft ist vor allem eine einheitliche Definition und Zertifizierung von klimafreundli-
chem Wasserstoff. Die EU-Kommission differenziert regulatorisch klar zwischen erneuerbarem und CO2-ar-
mem Wasserstoff. Innerhalb der nächsten 12 Monate soll ein delegierter Rechtsakt die Methodologie CO2-
armer Brennstoffe festlegen, ähnlich wie bereits bei der Definition zu grünem Wasserstoff. Zudem soll die 
Zertifizierung erneuerbarer und CO2-armer Brennstoffe durch ein Massebilanzierungssystem erfolgen. Das 
System wird verwendet, um den Fluss und die Menge von erneuerbarem Gas und kohlenstoffarmen Kraftstof-
fen innerhalb des Energiemarkts zu verfolgen. Es erfasst Informationen über Transaktionen, Eingänge und 
Ausgänge in Bezug auf diese Produkte. Die Kraftstoffanbieter sind zudem verpflichtet, Daten zur Überprüfung 
in eine europäische Unionsdatenbank einzutragen, die bis Ende November 2024 von der EU-Kommission 
aufgesetzt werden soll. Positiv aus sucht der Wirtschaft ist, dass das europäische Netz regulatorisch als ein-
heitliche Infrastruktur betrachtet wird und damit den Handel im gesamten europäischen Leitungsnetz ermög-
licht. Dennoch fordert die Nutzung des vorgesehenen Massebilanzsystems eine feingliedrige Nachhaltigkeits-
nachweisführung über die gesamte Lieferkette hinweg. 
 
Geregelt wird nun auch die Trennung von Erzeugung und dem Betrieb leitungsgebundener Infrastruktur, die 
nach Ansicht der Wirtschaft eine Grundvoraussetzung für einen wettbewerblichen und effizienten Energie-
markt darstellt. Per se wurden sehr strenge Vorgaben der horizontalen Entflechtung für Wasserstoff getroffen. 
Die Mitgliedstaaten können allerdings davon Ausnahmen festlegen und Regeln vorgeben, die sich für den 
Erdgasbinnenmarkt bereits bewährt haben. Auch haben per Opt-Out Option der Mitgliedstaaten Erdgasnetz-
betreiber die Möglichkeit, Wasserstoffnetze zu betreiben und somit Synergieeffekte zu nutzen. Voraussetzung 
dafür ist eine Kosten-Nutzen-Analyse und positive Bewertung der Regulierungsbehörde. Die Ausnahmen bie-
ten die Grundlage für Anreize in möglichst zügige Investitionen in die Wasserstoffinfrastruktur und legen den 
Grundstein für einen effizienten Übergang zur Wasserstoffwirtschaft. Des Weiteren können Mitgliedstaaten 
Ausnahmeregelungen von den Entflechtungsregelungen für unter anderem geografisch begrenzte Wasser-
stoffnetze zum Beispiel im Industrie- und Gewerbegebiet erlassen. 
 
Um einen wettbewerbsfähigen Wasserstoffmarkt zu fördern, muss in allen Mitgliedstaaten bis Ende 2032 ein 
regulierter Zugang zu Wasserstoffnetzen eingeführt werden. Der bis dahin mögliche verhandelte Netzzugang 
bietet den Betreibern von Wasserstoffnetzen in der Markthochlaufphase Flexibilität, die den Ausbau der Infra-
struktur beschleunigen kann. 
 
Neu eingeführt wurde das Europäische Netzwerk der Netzwerkbetreiber für Wasserstoff (ENNOH). Bis Ende 
2027 muss ein gemeinsamer zehnjähriger Netzentwicklungsplan auf europäischer Ebene für Gas und Was-
serstoff erarbeitet werden. Zudem müssen auf nationaler Ebene in regelmäßigen Abständen integrierte Netz-
entwicklungspläne der Fern- und Verteilnetzbetreiber vorgelegt werden. Dabei sollten aus Sicht der deutschen 
Wirtschaft die Interessen der gas- und wasserstoffverbrauchenden Unternehmen berücksichtigt und diese eng 
in die Entscheidungsprozesse eingebunden werden. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Gebäudeenergieeffizienzgesetz: Parlament und Rat stimmen Trilog-Einigung zu 
 
Das EU-Parlament hat am 12. März 2024 die Trilog-Einigung zur Gebäudeenergieeffizienzrichtlinie (EPBD) 
angenommen. Der Europäische Rat stimmte am 12. April 2024 zu. Mit Hilfe der Richtlinie soll der gesamte 
europäische Gebäudebestand bis 2050 klimaneutral werden. Dafür sind unter anderem Vorgaben zur Sanie-
rung, Wärmeversorgung, Solardachanlagen und Ladeinfrastruktur vorgesehen. 
 
Zukünftig muss laut Richtlinie die Gesamtenergieeffizienz an Nichtwohngebäuden erhöht werden. Die Mit-
gliedstaaten können dabei wählen, ob sie den Primär- oder Endenergieverbrauch bei dem Grenzwert berück-
sichtigen. Ausnahmen können für landwirtschaftlich oder militärisch genutzte, denkmalgeschützte, kirchliche 
oder nur kurzzeitig genutzte Gebäude festgelegt werden. Nichtsdestotrotz - eine immer stärkere Konzentration 
auf Effizienzmaximierung beziehungsweise Energiebedarfsreduktion ist weder wirtschaftlich noch zwingender-
maßen klimafreundlich. Es kommt nämlich nicht vorrangig auf einen geringeren Energiebedarf an, entschei-
dend ist vielmehr eine emissionsfreie Energieversorgung – das führt zu mehr Klimaschutz. Denn nicht jeder 
Betrieb kann seinen Energieverbrauch beliebig reduzieren. Auch die jetzt folgenden nationalen Effizienzstan-
dards müssen daher zum Beispiel das jeweilige Produktionsverfahren berücksichtigen. 
 
Neue öffentliche Gebäude müssen ab 2028 sogenannte "Null-Emissionsgebäude" sein. Für private Gebäude 
gilt dieser Standard ab 2030. Was genau unter dem "Null-Emissionsstandard" zu verstehen ist, sollen die 
Mitgliedstaaten festlegen können. Es ist jedoch anzunehmen, dass eine Voraussetzung für Null-

https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2024-0129_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20240308IPR19003/gebaudeenergieeffizienz-parlament-nimmt-plane-fur-co2-armere-gebaude-an
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Emissionsgebäude eine flächendeckende klimaneutrale Versorgung mit leitungsgebundener Energie (Fern-
wärme und -kälte), sowie der benötigten erneuerbaren Energie ist. 
 
Für fossile Heizungen wurde ein Enddatum bis 2040 festgelegt, fünf Jahre früher als in Deutschland. Zudem 
darf es ab 2025 keine staatliche Förderung mehr für reine Öl- oder Gasheizungen geben. Es wird weiterhin 
möglich sein, finanzielle Anreize für die Installation von hybriden Heizsystemen mit einem beträchtlichen Anteil 
an erneuerbaren Energien zu geben, wie zum Beispiel die Kombination eines Heizkessels mit Solarthermie 
oder mit einer Wärmepumpe. Ob das Heizen durch grünen Wasserstoff förderfähig bleibt, ist noch unklar. 
 
Ebenso soll es eine Solardachpflicht geben, vorausgesetzt die Installationen sind technisch realisierbar, wirt-
schaftlich vertretbar und funktional umsetzbar: für neue öffentliche sowie neue Nichtwohngebäude mit einer 
Nutzfläche von über 250 m2 bereits bis Ende 2026, für neue Wohngebäude bis spätestens Ende 2029. Insbe-
sondere bestehende öffentliche Gebäude sind verpflichtet, Solarenergie zu nutzen. Ein fortschreitender An-
satz wird angewendet, beginnend im Dezember 2027 für die größten öffentlichen Gebäude mit einer Fläche 
von 2.000 m2. Bis Dezember 2030 wird der Schwellenwert schrittweise auf 250 m2 reduziert. Des Weiteren 
müssen ab Dezember 2027 sämtliche bestehende nicht-öffentliche Gebäude Solarenergie installieren, sofern 
Renovierungsmaßnahmen durchgeführt werden, die eine behördliche Genehmigung erfordern. 
 
Bereits heute herrscht in einigen Bundesländern eine Solardachpflicht, die entsprechend angepasst werden 
müsste. Wichtig bei der Umsetzung ist, dass Betriebe bei der Weitergabe an erzeugtem Strom nicht als 
Stromlieferant gelten und mit Steuern, Umlagen und Netzentgelte belastet werden. 
 
Es gibt auch verpflichtende Regelungen zur Ladeinfrastruktur in Abhängigkeit der Parkplatzsituation: Neue 
oder stark renovierte Nicht-Wohngebäude mit mehr als fünf Parkplätzen benötigen zukünftig mindestens eine 
Ladesäule pro fünf Parkplätzen und mindestens die Hälfte der Parkplätze muss für Ladesäulen vorverkabelt 
werden. Handelt es sich um ein Nicht-Wohngebäude mit mehr als 20 Parkplätzen, ändert sich der Schlüssel 
auf eine Ladesäule pro zehn Parkplätze. Allerdings muss die Vorgabe bis Anfang 2027 inklusive 50 Prozent 
Leerrohre bereits umgesetzt sein. Für öffentliche Gebäude gilt eine 50-prozentige Vorverkabelungsvorgabe 
bis zum Jahresbeginn 2033. Trotz der Bedeutung einer ausgebauten Ladeinfrastruktur muss vor allem die 
Ressourceneffizienz mitbedacht werden: die Vorverkabelung von Parkplätzen für Ladeinfrastruktur führt zum 
Verbrauch wertvoller Ressourcen, die dann wegen fehlender Netzanschlüsse möglicherweise gar nicht ge-
nutzt werden. 
 
Nach der Zustimmung von EU-Parlament und Rat und dem Inkrafttreten durch formale Veröffentlichung folgt 
nun die Umsetzung in nationales Recht. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Förderung für 24 deutsche IPCEI Wasserstoffprojekte: EU-Kommission gibt den Weg frei 
 
Von 33 Projekten der „Infrastruktur-Welle“ (Hy2Infra) des „IPCEI Wasserstoff“ (Important Project of Common 
European Interest) haben 24 deutsche Projekte eine beihilferechtliche Genehmigung der EU-Kommission er-
halten. 
 
Gefördert werden Projekte entlang der gesamten Wasserstoffwertschöpfungskette von der Erzeugung von 
grünem Wasserstoff über die Entwicklung von Transport- und Speicherinfrastruktur bis zur industriellen Nut-
zung. Die Projekte Deutschlands und sieben weiterer Mitgliedstaaten mit insgesamt über 2.700 km Pipeline-
netz, mehr als 3,2 GW Wasserstofferzeugungskapazität und fast 370 GWh Speicherkapazität werden eine 
entscheidende Rolle beim Aufbau einer grünen Wasserstoffinfrastruktur spielen. 
 
Deutsche Unternehmen beteiligen sich mit rund 3,4 Mrd. Euro an den 24 Projekten der Hy2Infra-Welle. Zu-
sammen mit den Fördermitteln von Bund und Ländern beläuft sich das Gesamtinvestitionsvolumen auf etwa 
8 Mrd. Euro. Die Förderung erfolgt für die meisten Projekte zu 70 Prozent durch den Bund und zu 30 Prozent 
durch die entsprechenden Bundesländer. Ein Teil der Fördermittel stammt aus dem Deutschen Aufbau- und 
Resilienzplan (DARP), der aus Mitteln der Aufbau und Resilienzfazilität (ARF) der EU, NextGenerationEU, 
finanziert wird. 
 
Die Genehmigung der Hy2Infra-Initiative umfasst einen Großteil der Projekte, die der Bund im Mai 2021 aus-
gewählt hat. Die Hy2Tech- und Hy2Use-Wellen waren bereits im Jahr 2022 von der EU-Kommission geneh-
migt worden und befinden sich bereits in der Umsetzungsphase. 
 
Weitere Informationen zu den Projekten finden Sie hier. 

https://ipcei-hydrogen.eu/news/view/85bb104e-d8ea-4451-bef5-6908168af6dd/commission-approves-up-to-69-billion-of-state-aid-for-ipcei-hy2infra
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EU-Rat verabschiedet die Euro 7-Verordnung 
 
Der EU-Ministerrat hat am 12. April 2024 die Euro 7-Verordnung verabschiedet, die Regeln für Emissions-
grenzwerte für Straßenfahrzeuge und Batterielebensdauer festlegt. Der Text umfasst Autos, Lieferwagen und 
schwere Nutzfahrzeuge und zielt darauf ab, die Luftschadstoffemissionen aus Abgasen und Bremsen weiter 
zu senken.  
 
Die Verordnung führt strengere Lebensdaueranforderungen ein und behandelt neben den Abgasemissionen 
auch andere Emissionstypen wie Reifenabrieb und Bremspartikelemissionen.  
 
Für Autos und Lieferwagen werden die bestehenden Euro 6-Abgasemissionsgrenzwerte beibehalten, aber 
strengere Anforderungen für Feinstaub eingeführt. Für schwere Nutzfahrzeuge werden strengere Grenzwerte 
für verschiedene Schadstoffe festgelegt, einschließlich einiger, die bisher nicht reguliert wurden. Die Verord-
nung legt auch strengere Grenzwerte für Feinstaubemissionen beim Bremsen fest, mit spezifischen Grenz-
werten für Elektrofahrzeuge. Die neuen Regeln beinhalten auch strengere Lebensdaueranforderungen für alle 
Fahrzeuge in Bezug auf Laufleistung und Lebensdauer. 
 
Die Verordnung wird nach der Veröffentlichung im Amtsblatt der EU in Kraft treten, deren Termine je nach 
Fahrzeugtyp variieren. Die Euro 7-Verordnung ist Teil der nachhaltigen und intelligenten Mobilitätsstrategie 
der Kommission von 2020 und des Aktionsplans zur Nullverschmutzung von 2021. 
 
Nähere Informationen können Sie auf der Website des Rates finden: Euro 7: Rat nimmt neue Vorschriften 
über Emissionsgrenzwerte für Pkw, leichte Nutzfahrzeuge und Lastkraftwagen an. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Einigung zum Recht auf Reparatur 
 
In seiner letzten Sitzungswoche vor der anstehenden Wahl im Juni hat das EU-Parlament noch eine ganze 
Reihe an Gesetzen final angenommen. Entscheidend im Umweltbereich war dabei die endgültige Zustimmung 
zur Ökodesignverordnung und dem Recht auf Reparatur. Beide Gesetze sind eng miteinander verzahnt und 
sollen zur Förderung der Kreislaufwirtschaft beitragen, indem sie zur Verlängerung der Lebensdauer von Pro-
dukten beitragen. 
 
Die Abgeordneten stimmten mit überwältigender Mehrheit für die Annahme der Richtlinie über das Recht auf 
Reparatur. Das EU-Parlament und die Mitgliedstaaten hatten sich im Februar 2024 in Verhandlungen auf einen 
Kompromiss verständigt. Demnach müssen Hersteller Reparaturdienste anbieten und die Verbraucher über 
ihre Rechte auf Reparatur informieren. Für Waren, die im Rahmen der Garantie repariert werden, gilt eine 
zusätzliche einjährige Verlängerung der gesetzlichen Garantie, was für die Verbraucher einen weiteren Anreiz 
darstellen soll, sich für eine Reparatur statt eines Austauschs zu entscheiden. 
 
Außerdem soll ein Informationsformular zur Verfügung gestellt werden, das Kunden bei der Bewertung von 
Reparaturdienstleistungen unterstützt (Art des Defekts, Preis, Dauer der Reparatur). Zudem soll eine Online-
plattform eingerichtet werden, die es den Verbrauchern ermöglicht, örtliche Reparaturwerkstätten, Verkäufer 
von aufgearbeiteten Waren, Käufer von defekten Artikeln oder von Initiativen, wie Reparatur-Cafés, zu finden. 
 
Die Vorschriften sollen helfen den EU-Reparaturmarkt zu stärken und die Reparaturkosten zu senken. Her-
steller müssen Ersatzteile und Werkzeuge zu einem angemessenen Preis bereitstellen und dürfen keine Ver-
tragsklauseln, Hardware- oder Softwaretechniken verwenden, die die Reparatur behindern. Insbesondere dür-
fen sie die Verwendung von gebrauchten oder 3D-gedruckten Ersatzteilen durch unabhängige Werkstätten 
nicht behindern. Auch dürfen sie die Reparatur eines Produkts nicht allein aus wirtschaftlichen Gründen oder 
weil es zuvor von jemand anderem repariert wurde, ablehnen. 
 
Jeder Mitgliedstaat muss zudem mindestens eine Maßnahme zur Förderung von Reparaturen durchführen, z. 
B. Reparaturgutscheine und -fonds, Durchführung von Informationskampagnen, Angebot von Reparaturkur-
sen oder Unterstützung für gemeinschaftlich betriebene Reparaturräume. 
 

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2024/04/12/euro-7-council-adopts-new-rules-on-emission-limits-for-cars-vans-and-trucks/?utm_source=brevo&utm_campaign=AUTOMATED%20-%20Alert%20-%20Newsletter&utm_medium=email&utm_id=320
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2024/04/12/euro-7-council-adopts-new-rules-on-emission-limits-for-cars-vans-and-trucks/?utm_source=brevo&utm_campaign=AUTOMATED%20-%20Alert%20-%20Newsletter&utm_medium=email&utm_id=320
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Nächste Schritte: 

Sobald die Richtlinie vom Europäischen Rat förmlich angenommen und im EU-Amtsblatt veröffentlicht ist, 
haben die Mitgliedstaaten 24 Monate Zeit, sie in nationales Recht umzusetzen. 
 
Weiterführende Links: 

• EU-Parlament zum Recht auf Reparatur: Press conference by René REPASI, rapporteur on the Final 
vote on the right to repair. 

• Anspruch auf Reparatur, Gesetzestext: Angenommene Texte - Gemeinsame Vorschriften zur Förde-
rung der Reparatur von Waren. 

 
Quelle: DIHK 
 
 
Ökodesign-Verordnung: Verlängerung der Lebensdauer von Produkten 
 
Mit deutlicher Mehrheit hat das EU-Parlament den überarbeiteten Ökodesignrahmen angenommen. Die Insti-
tutionen hatten sich bereits im Dezember 2023 auf eine Aktualisierung der Ökodesign-Verordnung geeinigt. 
Durch die Regelungen der Ökodesign-Verordnung sollen Waren langlebiger und ressourcenschonender wer-
den, sich leichter wiederverwenden, aufrüsten, reparieren und recyceln lassen. Insgesamt liegt der Fokus auf 
einer Verlängerung der Lebensdauer von Produkten. Neben übergreifenden Leistungsanforderungen plant die 
Kommission, über delegierte Rechtsakte weitere spezifische Produktanforderungen für einzelne Produktkate-
gorien festzulegen. 
 
Die neu festgelegten Anforderungen an Produkte sollen auch helfen gegen sogenannte "vorzeitige Obsoles-
zenz" vorzugehen. Gemeint sind damit Praktiken, die darauf abzielen, die Nutzungsdauer eines Produktes 
einzuschränken, zum Beispiel durch spezifische Konstruktionsmerkmale, Nichtverfügbarkeit von Ersatzteilen 
oder fehlenden Software-Updates. In ihrem ersten Arbeitsplan, der spätestens neun Monate nach Inkrafttreten 
der neuen Rechtsvorschriften angenommen werden soll, wird die EU-Kommission einigen Produktgruppen 
Priorität einräumen. Zu diesen Produkten gehören Eisen, Stahl, Aluminium, Textilien mit Fokus auf Bekleidung 
und Schuhen, Möbel, Reifen, Reinigungsmittel, Farben, Schmiermittel und Chemikalien. 
 
Als weiterer entscheidender Punkt ist in der Ökodesign-Verordnung auch das Konzept der digitalen Pro-
duktpässe verankert. So soll verhindert werden, dass Informationen entlang der Wertschöpfungskette verloren 
gehen. Dies soll später die Rückführung von Materialien in den Wertschöpfungskreislauf vereinfachen. 
 
Ökodesignverordnung vom Europäische Rat final angenommen 

Der Europäische Rat hat am 04. Juni 2024 die neue Ökodesignverordnung verabschiedet, die die bisherige 
Richtlinie ersetzt und erweitert. Ziel ist es, einen weiteren Schritt in Richtung Kreislaufwirtschaft zu gehen und 
den Unternehmen von Anfang an Anreize zu setzen, ihre Produkte möglichst nachhaltig zu designen. 
 
Mit wenigen Ausnahmen (zum Beispiel Autos und Produkte der Sicherheits- und Verteidigungsindustrie) un-
terliegen sämtliche Arten von Produkten der neuen Verordnung. Es gelten neue Anforderungen. Zu diesen 
zählen unter anderem Langlebigkeit, Wiederverwendbarkeit, Aufrüstbarkeit und Reparierbarkeit von Produk-
ten. Darüber hinaus werden unter anderem Regeln zur Energie- und Ressourceneffizienz, Wiederaufbereitung 
und Recycling sowie ein digitaler Produktpass eingeführt. Die neuen Kriterien werden auch Anwendung in der 
öffentlichen Beschaffung finden. Außerdem enthält die Verordnung ein Vernichtungsverbot von unverkauften 
Textilen. 
 
Durch die Zustimmung des Rats wurde der Rechtsakt formell angenommen. Im nächsten Schritt erscheint die 
Verordnung dann im Amtsblatt und tritt 24 Monate nach ihrer Bekanntgabe in Kraft. 
 
Weiterführende Links: 

• EU-Kommission zur Ökodesignverordnung: Ecodesign for Sustainable Products Regulation. 

• Ökodesignverordnung, Gesetzestext: Angenommene Texte - Ökodesign-Verordnung. 

• Green transition: Council gives its final approval to the ecodesign regulation. 

• Der digitale Produktpass – nur bürokratiearm eine Chance auf mehr Kreislaufwirtschaft (dihk.de). 

• Neue Informationen zum Digitalen Produktpass (dihk.de) 
 

https://multimedia.europarl.europa.eu/de/webstreaming/press-conference-by-rene-repasi-rapporteur-on-final-vote-on-right-to-repair_20240423-1430-SPECIAL-PRESSER
https://multimedia.europarl.europa.eu/de/webstreaming/press-conference-by-rene-repasi-rapporteur-on-final-vote-on-right-to-repair_20240423-1430-SPECIAL-PRESSER
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2024-0308_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2024-0308_DE.html
https://commission.europa.eu/energy-climate-change-environment/standards-tools-and-labels/products-labelling-rules-and-requirements/sustainable-products/ecodesign-sustainable-products-regulation_en?etrans=de&prefLang=de
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2024-0303_DE.html
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2024/05/27/green-transition-council-gives-its-final-approval-to-the-ecodesign-regulation/
https://www.dihk.de/de/aktuelles-und-presse/tdw/der-digitale-produktpass-nur-buerokratiearm-eine-chance-auf-mehr-kreislaufwirtschaft-104124
https://www.dihk.de/de/neue-informationen-zum-digitalen-produktpass-114374
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Quelle DIHK 
 
 
Novelle der EU-Abfallverbringungsverordnung veröffentlicht 
 
Alle Abfalltransporte, bei denen Staatsgrenzen überschritten werden, unterliegen der EU-Abfallverbringungs-
verordnung, also sowohl Transporte zwischen EU-Staaten als auch Importe in oder Exporte aus der EU. Diese 
Verordnung wurde novelliert und am 30. April 2024 neu veröffentlicht. 
 
Die neue Verordnung (EU) 2024/1157 vom 11. April 2024 über die Verbringung von Abfällen (Link zum EU-
Amtsblatt) wird nach einer zweijährigen Übergangsfrist, d. h. am 21. Mai 2026, die bisherige Verordnung (EG) 
Nr. 1013/2006 komplett ablösen. Bis dahin gilt das bisherige Recht (mit einigen Sonderregelungen bzw. ab-
weichenden Übergangszeiten). 
 
Mit der neuen Verordnung werden sowohl die Regelungen zu Abfällen aus der „Gelben Liste“ als auch zu 
Abfällen aus der „Grünen Liste“ präzisiert und in Teilen verschärft. Artikel 18 zur „Grünen Liste“ wird dadurch 
deutlich umfangreicher. Außerdem werden Kunststoffabfallexporte in Nicht-OECD-Staaten (Abfallcode B3011) 
ab 21. November 2026 verboten, um eine stoffliche Verwertung innerhalb der EU zu fördern. 
 
Eine wichtige Neuerung stellt die Einführung von elektronischen Begleitdokumenten (sowohl „Grüne Liste“ als 
auch „Gelbe Liste“) ab 21. Mai 2026 dar. Details hierzu muss die EU-Kommission bis 21. Mai 2025 festlegen. 
 
Eine gut lesbare und strukturierte Übersicht über die kommenden Änderungen infolge der neuen Verordnung 
hat die SAM mbh (Sonderabfall-Management-Gesellschaft Rheinland-Pfalz mbH) veröffentlicht. Sie ist auf der 
SAM-.Homepage in Form einer 14-seitigen pdf-Datei zu finden (hier ganz unten auf der Seite: Abfallverbrin-
gung | SAM GmbH RLP (sam-rlp.de) ). 
 
Quelle: IHK Südlicher Oberrhein 
 
 
Verpackungsverordnung: EU-Parlament stimmt neuen Regeln für nachhaltigere Verpackungen zu 
 
Am 24. April 2024 nahm das EU-Parlament neue Regeln an, die für nachhaltigere Verpackungen und weniger 
Verpackungsmüll in der EU sorgen sollen. Mit der Verordnung, die mit 476 zu 129 Stimmen bei 24 Enthaltun-
gen angenommen wurde, will man gegen die ständig wachsende Abfallmenge vorgehen, die Binnenmarktvor-
schriften vereinheitlichen und die Kreislaufwirtschaft ankurbeln. 
 
Weniger Verpackungen und Einschränkungen bestimmter Verpackungsformen 

Die vorläufige Einigung mit dem Rat umfasst nicht nur Zielvorgaben für die Verpackungsreduzierung (5 Pro-
zent bis 2030, 10 Prozent bis 2035 und 15 Prozent bis 2040), sie verpflichtet auch die EU-Staaten, für weniger 
Verpackungsmüll aus Kunststoff zu sorgen. Damit weniger unnötige Verpackungen entstehen, gilt für Umver-
packungen, Transportverpackungen und Verpackungen für den elektronischen Handel künftig, dass der Leer-
raumanteil höchstens 50 Prozent betragen darf. Hersteller und Importeure müssen außerdem für leichtere 
Verpackungen mit weniger Volumen sorgen. 
 
Ab dem 01. Januar 2030 werden bestimmte Einwegverpackungen aus Kunststoff verboten, z. B. Verpackun-
gen für unverarbeitetes frisches Obst und Gemüse, Verpackungen für Lebensmittel und Getränke, die in Cafés 
und Restaurants zum Verzehr angeboten bzw. ausgeschenkt werden, Einzelportionen (z. B. Gewürze, Soßen, 
Sahne, Zucker), kleine Einwegkunststoffverpackungen für Toilettenartikel in Hotels und sehr leichte Kunst-
stofftragetaschen (mit einer Wandstärke unter 15 Mikron). 
 
Im Sinne des Gesundheitsschutzes ist es künftig verboten, bestimmte Grenzwerte überschreitende soge-
nannte Ewigkeitschemikalien (Per- und Polyfluoralkylsubstanzen, kurz: PFAS) in Verpackungen zu verwen-
den, die mit Lebensmitteln in Berührung kommen. 
 
Verbraucher sollen mehr wiederverwenden und wiederbefüllen können 

Bei Verpackungen alkoholischer und nichtalkoholischer Getränke (mit Ausnahme von Milch, Wein, aromati-
siertem Wein, Spirituosen o. Ä.), Transport- und Verkaufsverpackungen sowie Umverpackungen sind beson-
dere Ziele für die Wiederverwendung bis 2030 vorgesehen. Unter bestimmten Bedingungen können die Mit-
gliedstaaten eine fünfjährige Ausnahme von diesen Anforderungen erlauben. 
 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202401157
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202401157
https://sam-rlp.de/aufgaben/abfallverbringung/
https://sam-rlp.de/aufgaben/abfallverbringung/
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20240301IPR18595/deal-on-new-rules-for-more-sustainable-packaging-in-the-eu
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Endvertreiber von Getränken und von Speisen zum Mitnehmen müssen es Verbraucherinnen und Verbrau-
chern ermöglichen, eigene Behälter zu verwenden. Außerdem müssen sie sich bemühen, bis 2030 10 Prozent 
ihrer Produkte in wiederverwendbaren Verpackungen anzubieten. 
 
Recyclingfähige Verpackungen, bessere Abfallsammlung, wirksameres Recycling 

Nach den neuen Vorschriften müssen alle Verpackungen (außer Verpackungen aus Leichtholz, Kork, Texti-
lien, Gummi, Keramik, Porzellan und Wachs) strengen Anforderungen an die Recyclingfähigkeit genügen. 
 
Es werden auch Mindestziele für den Rezyklatanteil von Kunststoffverpackungen und Mindestziele für das 
Recycling von Verpackungsabfällen nach Gewichtsprozent vorgegeben. 
 
Bis 2029 müssen 90 Prozent aller Einweggetränkebehälter aus Kunststoff und Metall (mit bis zu drei Litern 
Inhalt) getrennt gesammelt werden (im Rahmen von Pfandsystemen oder mithilfe anderer Verfahren, die dafür 
sorgen, dass dieses Ziel erreicht wird). 
 
Nächste Schritte: 

Bevor die Vereinbarung in Kraft treten kann, muss auch der Europäische Rat sie förmlich billigen. 
 
Hintergrundinformationen: 

Im Jahr 2018 wurde in der EU mit Verpackungen ein Umsatz von 355 Mrd. EUR erwirtschaftet. Verpackungen 
verursachen jedoch immer mehr Müll. Die Gesamtmenge der Verpackungsabfälle in der EU stieg von 66 Mio. 
Tonnen im Jahr 2009 auf 84 Mio. Tonnen im Jahr 2021 an. Im Jahr 2021 entstanden in der EU pro Kopf 188,7 
kg Verpackungsabfälle. Wenn nicht mehr dagegen unternommen wird, dürfte diese Menge bis 2030 auf 209 
kg ansteigen. 
 
Mit der Annahme dieser Vorschriften reagiert das EU-Parlament auf die Erwartungen der Bevölkerung. In den 
Vorschlägen 5(1), 5(3), 5(4), 5(5), 11(1), 11(4) und 20(3) der Schlussfolgerungen der Konferenz zur Zukunft 
Europas hieß es, man dränge auf die Schaffung der Kreislaufwirtschaft, Müllvermeidung, den Ausstieg aus 
nicht nachhaltigen Verpackungen und die Eindämmung von Einwegkunststoffverpackungen. 
 
Quelle: Europäisches Parlament 
 
 
PFAS-Beschränkung: ECHA gibt nächste Schritte bekannt 
 
Die EU-Chemikalienagentur (ECHA) hat nächste Schritte für die wissenschaftliche Bewertung des Beschrän-
kungsdossiers für Per- und Polyfluoralkylsubstanzen (PFAS) vorgestellt. Die wissenschaftliche Ausschüsse 
RAC und SEC werden danach verschiedene Sektoren über das Jahr 2024 hinweg verteilt beraten. 
 
Nach der Mitteilung der ECHA vom 13. März 2024 verzögern sich die ursprünglich für 2024 angekündigten 
Stellungnahmen der Ausschüsse. Sie nennt acht Sektoren, über die die Ausschüsse im Jahr 2024 beraten 
wollen. Weitere sollen möglicherweise folgen. Parallel werden die fünf nationalen Behörden, die den Beschrän-
kungsvorschlag eingereicht hatten, ihren Vorschlag nach Auswertung der Stellungnahmen anpassen. 
 
Ursprünglich sah der Zeitplan der ECHA vor, dass die beiden wissenschaftlichen Ausschüsse im Jahr 2024 
zu einer finalen Bewertung des Vorschlags kommen. Nach der jetzigen Ankündigung ist das schwer vorstell-
bar. Bei der öffentlichen Konsultation zu dem umfassenden Beschränkungsvorschlag für PFAS im Jahr 2023 
wurden mehr als 5.600 Stellungnahmen eingereicht. 
 
Das jüngste Update der ECHA finden Sie hier. 
 
In deutscher Sprache hat das Umweltbundesamt den Text hier veröffentlicht. 
 
 
REACH-Revision: Kommission veröffentlicht Leitkriterien zum essential-use-Konzept 
 
Die Europäische Kommission hat am 22. April in einer Mitteilung Leitkriterien und Prinzipien zum “essential-
use” (essenzielle Verwendung) Konzept veröffentlicht. Es soll dabei helfen zu beurteilen, wann es aus gesell-
schaftlicher Sicht gerechtfertigt ist, schädlichste Substanzen zu verwenden. In der rechtlich nicht bindenden 
Mitteilung beschreibt die Kommission, wie sie dieses Konzept in der künftigen Gesetzgebung anwenden will. 

https://ec.europa.eu/eurostat/web/products-eurostat-news/w/ddn-20231019-1?etrans=de
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20240419IPR20589/neue-eu-vorschriften-weniger-verpackungen-mehr-wiederverwendung-und-recycling
https://echa.europa.eu/de/-/next-steps-for-pfas-restriction-proposal
https://www.umweltbundesamt.de/themen/pfas-beschraenkung-echa-gibt-naechste-schritte
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Die Mitteilung konkretisiert das bereits in der Chemikalienstrategie formulierte Ziel, die Verwendung der schäd-
lichsten Stoffe nur noch für essenzielle Verwendungen zuzulassen. Wenn diese Stoffe für die Gesundheit 
und/oder Sicherheit notwendig, für das Funktionieren der Gesellschaft kritisch sind und es keine akzeptablen 
Alternativen gibt, sollen sie danach für einen bestimmten Zeitraum weiterhin verwendet werden. In der 23-
seitigen Mitteilung (derzeit nur in Englisch) führt die Kommission nun unter anderem aus, was sie künftig unter 
„schädlichste Stoffe“ („most harmful substances), „Notwendig für Gesundheit oder Sicherheit“, „Kritisch für das 
Funktionieren der Gesellschaft“ und „Akzeptable Alternativen“ versteht. 
 
Die Mitteilung soll Hinweise darauf geben, wie das Konzept in der künftigen Gesetzgebung verwendet wird. 
Die ursprünglich geplante REACH-Revision wurde für diese Legislaturperiode jedoch nicht weiterverfolgt. 
 
Die Mitteilung der Kommission finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
REACH: Neue Einschränkungen für die Siloxane D4 und D5 und D6 
 
Am 17. Mai 2024 wurde eine Änderung der europäischen REACH-Verordnung veröffentlicht: „Verordnung 
(EU) 2024/1328 vom 16. Mai 2024 zur Änderung des Anhangs XVII der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 zur 
Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH) betreffend Octamethyl-
cyclotetrasiloxan (D4), Decamethylcyclopentasiloxan (D5) und Dodecamethylcyclohexasiloxan (D6)“. 
 
Mit dieser Änderungsverordnung wird im REACH-Anhang XVII der Eintrag 70 geändert, welcher bisher nur 
D4 und D5 in abwaschbaren kosmetischen Mitteln reglementierte. Neu wird D6 einbezogen und Spalte 2 des 
Eintrags auf sieben Absätze ausgeweitet, von denen der erste Absatz die Kernforderung wie folgt formuliert: 
 
„1. Darf nicht in Verkehr gebracht werden: 

a) als Stoff,  

b) als Bestandteil anderer Stoffe oder  

c) in Gemischen in einer Konzentration von 0,1 Gewichts-Prozenten oder mehr des jeweiligen Stoffes  
    nach dem 6. Juni 2026.“ 

 
Die weiteren Absätze enthalten eine Vielzahl an Sonderregelungen mit Ausnahmen oder längeren Übergangs-
fristen, z. B. für Textilreinigung, Medizinprodukte, Arzneimittel, bestimmte industrielle Verwendungen, Silikon-
polymere und Grenzwerte für Rückstände aus Silikonpolymere. 
 
Die Änderungsverordnung ist hier im EU-Amtsblatt abrufbar. 
 
Quelle: IHK Südlicher Oberrhein 
 
 
Berichtigung der ESRS (Set 1) im Amtsblatt 
 
Die EU-Kommission hatte eine redaktionelle Bereinigung der Ende Dezember im Amtsblatt veröffentlichten 
ESRS bereits angekündigt. Nun ist diese Berichtigung der delegierten Verordnung (EU) 2023/2772, d. h. Än-
derungen an der deutschen Sprachfassung der EU-Nachhaltigkeitsberichterstattungsstandards (ESRS), am 
19. April 2024 im Amtsblatt veröffentlicht worden. Die Berichtigung ändert in den ESRS (Set 1) in fast allen 
ESRS (übergreifende ESRS, Umwelt, Soziales und Governance) u. a. einzelne Wörter und korrigiert Verweise. 
 
Derzeit steht leider noch keine konsolidierte Gesamtfassung der ESRS, welche die Berichtigungen integriert, 
zur Verfügung.  
 
Link zu der Berichtigung der delegierten Verordnung (EU) 2023/2772 im Amtsblatt L vom 19. April 2024: 
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202490241  
 
Quelle: DIHK 
 
 

https://environment.ec.europa.eu/publications/communication-essential-uses-chemicals_en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202401328
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202490241
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Umweltstrafrecht: Novellierte EU-Richtlinie über Umweltstraftaten veröffentlicht 
 
Eine mittelfristige Verschärfung des Umweltstrafrechts stellt die neue EU-Richtlinie (2024/1203) dar, welche 
die derzeitige Richtlinie aus dem Jahr 2008 ablöst und deutlich umfangreicher ist als die bisherige Regelung. 
Die „Richtlinie (EU) 2024/1203 vom 11. April 2024 über den strafrechtlichen Schutz der Umwelt und zur Erset-
zung der Richtlinien 2008/99/EG und 2009/123/EG“ wurde am 30.04.2024 hier im EU-Amtsblatt verkündet. 
Sie muss bis zum 21. Mai 2026 ins jeweilige nationale Recht übernommen werden, in Deutschland vor allem 
ins Strafgesetzbuch, 29. Abschnitt „Straftaten gegen die Umwelt“, ab § 324. 
 
Was dies konkret bedeutet, wird von der Kanzlei „avocado rechtsanwälte“ auf deren Homepage erläutert: 
Richtlinie über Umweltkriminalität beschlossen – Überblick und Ausblick | avocado rechtsanwälte 
 
Es steht zu befürchten, dass sich Deutschland hier eng an die neuen Vorgaben halten muss, was deutlich 
strengere Anforderungen für Unternehmen mit sich bringt (z. B. beim Umgang mit gefährlichen Abfällen). 
 
Quelle: IHK Südlicher-Oberrhein 
 
 
DIHK-Stellungnahme zum Entwurf eines Voluntary SME-Standard (VSME) 
 
Ein Voluntary SME-Standard (VSME) soll den nicht kapitalmarktorientierten KMU helfen, die Informationsan-
forderungen der nachhaltigkeitsberichtspflichtigen Unternehmen oder auch der Banken zu erfüllen. Der Ent-
wurf für einen VSME wurde im Auftrag der EU-Kommission von der European Financial Reporting Advisory 
Group (EFRAG) erstellt. Zu diesem Entwurf des VSME haben wir auf Basis Ihrer Bewertungen, für die wir 
nochmals sehr danken, eine Stellungnahme erstellt und unter anderem an EFRAG übermittelt. 
 
In die Stellungnahme sind zudem die Ergebnisse einer KMU-Arbeitsgruppe eingeflossen, die sich intensiv mit 
den einzelnen Datenpunkten aus dem VSME-Entwurf beschäftigt hat. 
 
Hier finden Sie den VSME-Entwurf. 
 
Weitere Informationen, unter anderem Erläuterungen zur Entwicklung des VSME-Entwurfs und zum Hinter-
grund sind unter: News - EFRAG abrufbar. 
 
Hier finden Sie den Link zur inoffiziellen Übersetzung der Datenpunkte des VSME von Jonas Dickel, Doktorand 
der dualen Hochschule Baden-Württemberg Mosbach. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Gesetz zur Wiederherstellung der Natur formell angenommen 
 
in der Sitzung des Europäischen Rates am 17. Juni 2024 wurde über das Gesetz zur Wiederherstellung der 
Natur abgestimmt. Mit 20 Ja-Stimmen, sechs Gegenstimmen und einer Enthaltung wurde das Gesetz ange-
nommen. 
 
Ob das Gesetz an dieser letzten, eigentlich formellen Hürde scheitert, war lange unklar gewesen, nachdem 
das Gesetz auf heftigen Widerstand der EVP-Fraktion im Parlament gestoßen war und den Unmut von Land-
wirten auf sich gezogen hatte. Ziel des neuen Rechtsakts ist es, die Natur und die Ökosysteme Europas in 
einen guten Zustand zurückzuversetzen und die biologische Vielfalt zu erhalten. 
 
Die Bestimmungen des Gesetzes im Überblick: 

Durch das neue Gesetz soll sichergestellt werden, dass jeder EU-Mitgliedstaat Maßnahmen zur Wiederher-
stellung der Natur ergreift. Alle Länder müssen einen nationalen Wiederherstellungsplan entwickeln und vor-
legen, der die dringendsten Probleme und dazugehörige Lösungen aufzeigt. Auf folgende Ziele soll dabei auf 
nationaler Ebene hingearbeitet werden: 

• Beseitigung nicht heimischer Pflanzen auf Wiesen, in Feuchtgebieten und Wäldern, 

• Wiederbefeuchtung trockengelegter Moorgebiete, 

• Verbesserung der Vernetzung von Lebensräumen, 

• Verringerung und/oder Einstellung des Einsatzes von chemischen Pestiziden und Düngemitteln, 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202401203
https://www.avocado.de/aktuelles/blog/eintrag-richtlinie-ueber-umweltkriminalitaet-beschlossen-ueberblick-und-ausblick/
https://dihk.ihkdrop.cloud/s/K5yCmg4XkDdWQk4
https://www.efrag.org/Assets/Download?assetUrl=%2Fsites%2Fwebpublishing%2FSiteAssets%2FVSME%2520ED%2520January%25202024.pdf
https://www.efrag.org/News/Public-479/EFRAGs-public-consultation-on-two-Exposure-Drafts-on-sustainability-r
https://www.josucon.de/vmse-ed-uebersetzung-datenpunkte/
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• Förderung der Erhaltung der Wildnis. 
 
Bis 2050 soll der Zustand aller sanierungsbedürftigen Ökosysteme verbessert werden. Zu diesem Zweck legt 
das Gesetz bestimmte EU-weite Ziele fest, darunter die Wiederherstellung der Natur von 20 Prozent der Land- 
und Meeresflächen bis 2030. Zu den Zielen der einzelnen Mitgliedstaaten gehört die Wiederherstellung von: 

• mindestens 30 Prozent der Land-, Küsten-, Meeres- und Süßwasserlebensräume in schlechtem Zu-
stand bis 2030, 

• 60 Prozent der Lebensräume in schlechtem Zustand bis 2040 und 90 Prozent bis 2050. 
 
Sobald ein Gebiet wieder in gutem Zustand ist, müssen die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass es zu keiner 
wesentlichen Verschlechterung kommt. 
 
Ausblick: 

Sobald das Gesetz im Amtsblatt der EU veröffentlicht wurde, wird es unmittelbar in Kraft treten. Aus Sicht der 
DIHK ist es wahrscheinlich, dass der Abstand zwischen dem, laut Gesetz angestrebten Zustand, und der 
tatsächlichen Situation immer größer wird (v.a. aufgrund fehlender Daten und mangelnder Kapazitäten in der 
Verwaltung). Positiv zu bewerten sind hingegen die vorgesehenen Ausnahmen für Projekte von übergeordne-
tem öffentlichem Interesse.  
 
Weiterführende Links: 

• Wiederherstellung der Natur: bessere Lebensräume in der EU. 

• Wiederherstellung der Natur – Politikbereiche. 

• Nature restoration law: Council gives final green light. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Strommarktreform und Gas- und Wasserstoffpaket 
 
Die Strommarktreform beinhaltet sowohl die Änderung der Strommarkt-Richtlinie, als auch eine Strommarkt 
Verordnung. Umfasst werden u. a. die Beibehaltung der Merit Order, ein stärkerer Ausbau von Erneuerbaren 
Energien durch PPAs, Energy-Sharing zwischen Unternehmen, Contracts for Difference bei staatlicher EE-
Förderung oder auch die Hedging-Verpflichtung von Versorgern. 
 
Die Verordnung gilt unmittelbar, 20 Tage nach der Veröffentlichung im Amtsblatt. Die Richtlinie muss von den 
Mitgliedstaaten innerhalb der nächsten sechs Monate umgesetzt werden. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
 
 

KURZ NOTIERT 
 
 
ZSVR veröffentlicht Katalog systembeteiligungspflichtiger Verpackungen in Englisch 
 
Die ZSVR hat den Katalog systembeteiligungspflichtiger Verpackungen nun auch in englischer Sprache ver-
öffentlicht. Damit baut sie Sprachbarrieren ab und sorgt gleichzeitig für noch mehr Rechtssicherheit und Trans-
parenz. 
 
Mit der Katalogdatenbank der Zentralen Stelle Verpackungsregister (ZSVR) können Unternehmen seit Ende 
2018 prüfen, ob sie das Recycling ihrer Verpackungen finanzieren müssen. Das ist immer dann der Fall, wenn 
die Verpackung typischerweise als Abfall beim privaten Endverbraucher anfällt, also eine Verpackung mit Sys-
tembeteiligungspflicht ist. 
 
Produktsuche im Katalog: Systembeteiligungspflicht – ja oder nein? 
 

https://www.europarl.europa.eu/topics/de/article/20240223STO18042/wiederherstellung-der-natur-bessere-lebensraume-in-der-eu
https://www.consilium.europa.eu/de/policies/nature-restoration/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2024/06/17/nature-restoration-law-council-gives-final-green-light/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2024/05/21/electricity-market-reform-council-signs-off-on-updated-rules/
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Die Anwendung des Katalogs ist einfach, die Ergebnisse eindeutig: Unternehmen können mit einer Volltext-
suche gezielt nach den Produkten suchen, die sie vertreiben. Die Datenbank zeigt ihnen an, ob die dazuge-
hörige Verpackung in ihrer konkreten Beschaffenheit systembeteiligungspflichtig ist. Die Suchergebnisse sind 
aufgeschlüsselt nach Füllmenge, Art und Packstoff der Verpackung. Um das gebündelte Wissen dort vorzu-
halten, wo es benötigt wird, hat die ZSVR bisher von ihr ergangene Einordnungsentscheidungen im Katalog 
verlinkt. Zudem erklärt sie zentrale Begriffe in kurzen Informationstexten. 
 
Englischer Katalog bringt mehr Rechtssicherheit für ausländische Unternehmen 
 
In den vergangenen Jahren hat sich der Warenverkehr weiter internationalisiert. Ob Schinken aus Spanien, 
Elektronikartikel aus China, Käse aus Frankreich, Pommes aus den Niederlanden oder Medizinprodukte aus 
aller Welt: In Deutschland werden auch verpackte Produkte aus dem Ausland auf den Markt gebracht. Daher 
bietet die ZSVR den Katalog ab sofort in englischer Sprache an. Damit baut sie Sprachbarrieren ab und sorgt 
für Rechtsicherheit – sowohl bei ausländischen Unternehmen als auch bei Multiplikatoren wie Auslandshan-
delskammern, die ihre Mitglieder bei der Erfüllung ihrer Pflichten unterstützen. 
 
Zur Produktsuche im englischen Katalog gelangen Sie hier. 
 
Quelle: ZSVR 
 
 
Plädoyer für eine weltweite Carbon Accounting-Methode in der Automobilindustrie 
 
Die Bundesregierung soll sich für weltweit anerkannte Methoden zur Bilanzierung der Treibhausgasemissio-
nen (THG) in den Lieferketten der Automobilindustrie einsetzen. Dazu rät der vom Bundeswirtschaftsministe-
rium berufene Expertenkreis Transformation der Automobilwirtschaft in einem neuen Bericht. Bisher können 
Hersteller oft nur anhand von begrenzt aussagekräftigen Durchschnittswerten die Gesamtklimabilanz für die 
Fertigung ihrer Fahrzeuge abschätzen. Nach den Empfehlungen des Expertenkreises sollte stattdessen Ziel 
sein, die direkt vor Ort gemessenen Emissionsdaten für jedes Produkt in der Lieferkette einfach und sicher 
zwischen Unternehmen weiterzugeben. 
 
Fokus verschiebt sich von Nutzung zu Produktion 

Laut dem am 17. April 2024 veröffentlichten Bericht des Expertenkreises reduziert der Umstieg auf Elektro-
mobilität und erneuerbare Energien zunehmend die Treibhausgasemissionen im Straßenverkehr. Gleichzeitig 
rücken damit die Emissionen entlang der Wertschöpfungskette stärker in den Fokus der Unternehmen. Denn 
bei Elektroautos fällt der überwiegende Teil der Emissionen in der Fertigung an und nicht in der Nutzung (vgl. 
Grafik). Diese Emissionen gilt es verlässlich zu erfassen und zu senken, um Klimaneutralität zu erreichen und 
die Vorgaben des Pariser Klimaabkommens einzuhalten. 
 
Harmonisierung ist der Schlüssel 

Neue gesetzliche Anforderungen, wie beispielsweise die Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) 
und die EU Battery Regulation verpflichten Unternehmen, die THG-Emissionen entlang der Produktions- und 
Lieferkette zu berichten sowie zu reduzieren. Aktuell, so der Expertenkreis, besteht bei Unternehmen jedoch 
eine spürbare Verunsicherung bezüglich der unterschiedlichen Regeln in den unterschiedlichen EU-Richtli-
nien. Den Unternehmen fehlen zuverlässige und genaue Definitionen für die relevanten Parameter. Letztlich 
bedarf es einer internationalen Harmonisierung– innerhalb der EU und zwischen einzelnen Richtlinien, aber 
auch global. 
 
Emissionsdaten werden harte Währung 

Die Bedeutung der Emissionsdaten geht über die reine Erfüllung von gesetzlichen Vorgaben hinaus. Christian 
Hochfeld, Direktor von Agora Verkehrswende und Mitglied des Expertenkreises: „Treibhausgasemissionen 
werden als Wirtschaftsfaktor immer wichtiger. Die Politik und der Finanzmarkt werden Produkte und Unter-
nehmen in Zukunft verstärkt nach deren CO2-Ausstoß bewerten. Die Qualität der bisher genutzten Daten und 
Methoden ist dafür nur bedingt geeignet. In Zukunft sollte jedes Unternehmen Primärdaten der Treibhaus-
gasemissionen für die eigenen Prozesse erheben. Dann ist es möglich, selbst die Emissionen komplexer 
Wertschöpfungsketten korrekt und transparent zu erfassen. Dafür braucht es international harmonisierte Me-
thoden, die auch den Datenaustausch zwischen Branchen und Regionen erlauben. So werden Emissionsda-
ten wie Finanzkennzahlen zu einer harten Währung in der Buchhaltung.“ 
 

https://www.verpackungsregister.org/en/foundation-authority/system-participation-requirement-catalogue/product-search-in-the-catalogue
https://www.verpackungsregister.org/information-orientierung/neuigkeiten-presse/pressemitteilungen-aktuelles/detail-ansicht-newseintraege/news/service-fuer-auslaendische-unternehmen
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Besondere Komplexität der Automobilwirtschaft 

Der Expertenkreis sieht die automobile Lieferkette in einer besonderen Rolle: Sie ist eine der komplexesten 
und am weitesten globalisierten überhaupt. Um sie in Richtung der Ziele von Paris steuern und transparent 
berichten zu können, ist eine einfache und zugleich verlässliche Erfassung der konkreten Emissionen des 
einzelnen Produkts erforderlich – vom Erz über die einzelnen Komponenten bis zum fertigen Auto. Dafür be-
nötigt die Industrie eine leistungsfähige digitale und auch für kleine und mittlere Unternehmen einfach anwend-
bare Kommunikationsinfrastruktur, wie sie durch Catena-X mit Unterstützung der Bundesregierung bereits 
aufgebaut wird. Vor allem sind aber anerkannte, international geteilte Regeln erforderlich, damit sich Investiti-
onen in THG-ärmere Produkte lohnen. Das Zielbild ist klar: Dort, wo CO2 entsteht, wird es gemessen, auf die 
Produkte zugerechnet und auditiert – und alle, die danach in der Kette kommen (bis zum Endkunden), können 
sich auf die Zahlen verlassen. 
 
Wissenschaftliche Basis und Hintergründe des Berichts 

Die Empfehlungen des Expertenkreises beruhen auf Studien des Hamburg Instituts sowie des Analyseinstituts 
Prognos. Der Bericht und die Studien können über die Webseite des Expertenkreises heruntergeladen wer-
den: 

• Bericht des Expertenkreises mit Handlungsempfehlungen. 

• Studie Product Carbon Footprint: Allokation, Energie, Recycling. 

• Handlungsbedarfe in der Klimabilanzierung. 

• Emissionserfassung und -berichterstattung von Unternehmen. 

• Perspektiven des Finanzmarktes auf die Klimabilanzierung. 
 
Der Expertenkreis Transformation der Automobilwirtschaft (ETA) ist ein unabhängiges Beratungsgremium des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK). Der Expertenkreis entwickelt ziel- und adressa-
tenorientierte Handlungsempfehlungen an die Politik, die Wirtschaft und die Gesellschaft, mit deren Hilfe der 
langfristige Strukturwandel der Branche erfolgreich gestaltet werden kann. Übergeordnetes Ziel ist es, Kli-
maneutralität zu erreichen sowie Wertschöpfung, Arbeits- und Ausbildungsplätze am Automobilstandort 
Deutschland zu sichern. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Aktualisierter Leitfaden „EMAS und Biodiversität“ 
 
Der Leitfaden „EMAS und Biodiversität“ spricht alle Unternehmen an, die im Handlungsfeld 
Biodiversität weiterkommen wollen. Das EU-Umweltmanagement-System EMAS bietet 
hierzu einen ausgezeichneten Rahmen, aber die Informationen und Hinweise im Leitfaden 
sind auch hilfreich für Unternehmen mit einem anderen Managementsystem – oder ohne. 
 
Der Leitfaden erläutert, wie dieses komplexe Thema für die verschiedenen 
Unternehmensbereiche operationalisiert werden kann: vom Firmengelände über Einkauf und 
Gewinnung von Rohstoffen bis hin zu Produktentwicklung, Transport und Logistik. Marketing 
und Kommunikation gehören dazu, ebenso wie die Einbindung von Interessensgruppen. Zu 
allen Bereichen werden die Bezüge zur Biodiversität, die Herausforderungen sowie mögliche 
Ziele und Maßnahmen beschrieben. Vorschläge für Indikatoren für das Monitoring und 
positive Beispiele vervollständigen den Input für ein verbessertes Management von 
Biodiversität. 
 
Der Leitfaden steht zum Download auf Deutsch und auf Englisch zur Verfügung unter: 
www.unternehmen-biologische-vielfalt.de/standards/#emas  
 
 
Energieeffizienzgesetz: EMAS oder ISO 50001? 
 
Das Energieeffizienzgesetz verpflichtet Unternehmen und öffentliche Stellen ab einem bestimmten Endener-
gieverbrauch Umweltmanagementsystem nach EMAS oder ein Energiemanagementsystem nach ISO 50001 
einzuführen. Das neue Infoblatt des Umweltgutachterausschusses hilft bei der Entscheidung zwischen den 
beiden Optionen. 
 

https://expertenkreis-automobilwirtschaft.de/media/pages/home/91059cd671-1714380700/expertenkreis-transformation-automobilwirtschaft_bericht_carbon_accounting_final_20240417.pdf
https://expertenkreis-automobilwirtschaft.de/media/pages/home/7b60121c03-1713348676/expertenkreis-transformation-automobilwirtschaft_uba-hir_kurzpapiere_pcf_allokation_energie_recycling_januar_2024.pdf
https://expertenkreis-automobilwirtschaft.de/media/pages/home/93463687d3-1713348676/expertenkreis-transformation-automobilwirtschaft_prognos_iao_bericht_-ap1_-handlungsbedarfe-in-der-klimabilanzierung_oktober_202.pdf
https://expertenkreis-automobilwirtschaft.de/media/pages/home/c13aa6f5eb-1713348676/expertenkreis-transformation-automobilwirtschaft_prognos_iao_bericht-ap2_emissionserfassung-und-berichterstattung-von-unternehme.pdf
https://expertenkreis-automobilwirtschaft.de/media/pages/home/8b35094519-1714378721/expertenkreistransformation-automobilwirtschaft_prognos_iao_bericht_ap3_perspektiven-des-finanzmarktes-auf-die-klimabilanzierung.pdf
https://expertenkreis-automobilwirtschaft.de/media/pages/home/8b35094519-1714378721/expertenkreistransformation-automobilwirtschaft_prognos_iao_bericht_ap3_perspektiven-des-finanzmarktes-auf-die-klimabilanzierung.pdf
http://www.unternehmen-biologische-vielfalt.de/standards/#emas
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Am 18. November 2023 trat das neue Energieeffizienzgesetz zur Umsetzung der europäischen Energieeffi-
zienzrichtlinie in Kraft. Es legt Ziele zur Senkung des Energieverbrauchs entsprechend des Pariser Klimaab-
kommens fest, welches eine Minderung der Treibhausgasemissionen von 55 Prozent bis 2030 vorsieht. Neben 
den rund 12.400 betroffenen Unternehmen, fallen auch zahlreiche öffentliche Stellen und Rechenzentren unter 
die verpflichtende Einführung eines Energie- oder Umweltmanagementsystems. 
Das UGA-Infoblatt fasst die Bedingungen zusammen, unter welchen Organisationen die Verpflichtungen des 
Gesetzes umsetzen müssen, und enthält grundlegende Begriffsdefinitionen. Es greift zusätzliche Anforderun-
gen des EnEfG an Unternehmen, Rechenzentren und öffentliche Stellen auf, wie die Adressierung der Abwär-
menutzung und -maßnahmen, die Identifizierung und Darstellung von technisch realisierbaren Endenergieein-
sparmaßnahmen sowie deren Wirtschaftlichkeitsbewertung. 
 
Eine kurze Gegenüberstellung von EMAS und ISO 50001 zeigt die wesentlichen Unterschiede auf, um die 
richtige Wahl des Managementsystems zu erleichtern. Dabei geht es auf den Scope des Managementsys-
tems, Aufwand- und Kostenfaktoren, Prüf- und Compliance-Aspekte, sowie Nutzenfaktoren ein. Beispiels-
weise umfasst EMAS neben Energie und Treibhausgasemissionen, weitere zu berücksichtigende Umweltas-
pekte. Ähnlich geht EMAS mit dem Nachweis der Einhaltung des geltenden Umweltrechts über die Anforde-
rungen und den Umfang der ISO 50001 hinaus. Der Aufwand von EMAS kann dadurch auf den ersten Blick 
größer erscheinen, der Nutzen ist jedoch auch umfassender. Während die ISO 50001 ein reines Management-
systemnorm ist, kann EMAS mit der Umwelterklärung dazu genutzt werden, um gesetzliche Berichtspflichten 
zu erfüllen. 
 
Auf welches Managementsystem die Entscheidung fällt, hängt von verschiedenen Faktoren ab. Eine Check-
liste im Schlussteil des Infoblatts fasst anhand von fünf Fragen zusammen, wie Sie zu der richtigen Entschei-
dung gelangen. Eine Liste mit Links gibt gebündelten Zugang zu aktuellen weiterführenden Informationen. 
 
Quelle: UGA  
 
 
PPA-Marktanalyse Deutschland 2023 
 
Der PPA-Markt in Deutschland wächst rasant, und die Nachfrage nach PPAs ist konstant hoch. Auf der ande-
ren Seite ist der Markt weiterhin sehr heterogen und vornehmlich ein Markt der großen Akteure. Zu diesem 
Ergebnis kommt die Analyse des PPA-Marktes im Jahr 2023 und skizziert darüber hinaus die Trends für das 
laufende Jahr. Marktwerte verschiedener PPAs werden anhand unterschiedlicher Parameter, wie etwa des 
Jahreswetters, analysiert und die Grundlagen der Bepreisung übersichtlich dargestellt. Einigungen zu regula-
torischen Diskussionen auf EU-Ebene sieht das Papier perspektivisch als Garanten für mehr Sicherheit und 
signifikantes Wachstum im Segment, da PPAs als eine der zentralen Optionen zur Strombeschaffung für Elekt-
rolyseure definiert wurden. 
 
Das Marktupdate wurde von der dena in Zusammenarbeit mit Pexapark und Thema Consulting erstellt und 
steht hier zum Download zur Verfügung: https://marktoffensive-ee.de/newsroom/publikationsdetailan-
sicht/pub/ppa-marktanalyse-deutschland-2023/  
 
Quelle: DIHK  
 
 
Einführung von HVO-Diesel in Deutschland 
 
Seit diesem Datum ist der Verkauf von Kraftstoffen der Diesel-Norm DIN EN 15940 („XTL“-Kraftstoffe) rechtlich 
zulässig. Dazu zählen nachhaltige Dieselreinkraftstoffe wie HVO100, hergestellt aus biogenen Rest- und Ab-
fallstoffen, sowie synthetischer E-Diesel, produziert mit grünem Strom. Diese Neuerung bringt erstmals 
Rechtssicherheit für Hersteller, Händler und Verbraucher. HVO100 kann die Treibhausgasemissionen über 
den Lebenszyklus des Kraftstoffs um bis zu 90 Prozent senken und ist vollständig kompatibel mit allen beste-
henden Dieselmotoren, ohne dass Anpassungen erforderlich sind. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Gesetzentwurf zur Aufhebung des LkSG 
 
Dies bedeutet, dass der Gesetzentwurf nun zur Beratung an die Ausschüsse (insbesondere den Wirtschafts-
ausschuss) überwiesen wird und danach erneut in nächster Zeit im Plenum behandelt werden wird. 
 

https://www.gesetze-im-internet.de/enefg/EnEfG.pdf
https://www.emas.de/info-enefg
https://marktoffensive-ee.de/newsroom/publikationsdetailansicht/pub/ppa-marktanalyse-deutschland-2023/
https://marktoffensive-ee.de/newsroom/publikationsdetailansicht/pub/ppa-marktanalyse-deutschland-2023/
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Quelle: DIHK 
 
 
Umfrage: Betriebe verzeichnen hohe Zahl an Stromunterbrechungen 
 
Stromausfälle können Unternehmen erheblich beeinträchtigen. Produktionsausfälle, Maschinenschäden oder 
Datenverluste können die Folge sein. 
 
Mit der fortschreitenden Elektrifizierung von Prozessen und der zunehmenden Sensibilität von Maschinen 
steigt die Bedeutung einer verlässlichen und stabilen Stromversorgung vor allem für die Industrie. Gleichzeitig 
steigt die Belastung der Netze durch den zunehmenden Anteil witterungsabhängiger erneuerbarer Energien 
an der Stromversorgung. Wenn die Infrastruktur nicht Schritt hält, können Spannungsabfälle bis hin zu Aus-
fällen zunehmen. 
 
Die IHK-Organisation hat vor dem Hintergrund einer wachsenden Sorge in der Wirtschaft vor Stromausfällen 
eine Umfrage im Februar 2024 zur Versorgungssicherheit durchgeführt.  
An der Umfrage haben knapp 1.000 Unternehmen teilgenommen. Auch wenn sich vor allem diejenigen betei-
ligt haben, die von Stromausfällen besonders betroffen sind, sind die Ergebnisse für diesen Ausschnitt aus 
der Wirtschaft bemerkenswert.  
 
Die Ergebnisse der Umfrage finden Sie hier.  
 
Quelle: DIHK 
 
 
 
 

FÖRDERPROGRAMME / PREISE 
 
 
Klimaschutzverträge - Unterstützung für Investitionen in klimafreundliche Produktionsanlagen 
 
Die Bundesregierung unterstützt Unternehmen mit dem Förderprogramm Klimaschutzverträge dabei, in klima-
freundliche Produktionsanlagen zu investieren, die andernfalls zu risikobehaftet und nicht wirtschaftlich wären. 
Hierdurch sollen unmittelbar große Mengen Treibhausgas eingespart und die dringend notwendige Markt-
transformation angestoßen werden. Durch die Klimaschutzverträge soll ein Anreiz gesetzt werden, die erfor-
derlichen Technologien und Infrastrukturen schon jetzt in Deutschland zu entwickeln und zu bauen. Dadurch 
entstehen etwa Produktionsanlagen und Transportwege für Wasserstoff, Know-how in der Finanzierung, dem 
Bau und dem Betrieb von klimafreundlichen Anlagen sowie Märkte für klimafreundliche Endprodukte (soge-
nannte grüne Leitmärkte). Insgesamt sollen hierfür Mittel in zweistelliger Milliardenhöhe zur Verfügung gestellt 
werden. 
 
Das Förderprogramm ist als Auktionsverfahren ausgestaltet. Dies bedeutet, dass die Unternehmen im Bieter-
verfahren mitteilen, in welcher Höhe sie staatliche Unterstützung benötigen, um mit der angestrebten transfor-
mativen Technologie eine Tonne CO2 einzusparen. Eine variable Förderung soll den geförderten Unterneh-
men über 15 Jahre gezahlt werden. Die Höhe der variablen Förderung richtet sich nach den jeweiligen CAPEX- 
und OPEX-Mehrkosten der klimafreundlichen Anlage im Vergleich zur konventionellen Anlage. 
 
Das erste, viermonatige Gebotsverfahren läuft seit dem 12. März 2024. Die Bundesregierung stellt für das 
erste Gebotsverfahren ein Fördervolumen von vier Milliarden Euro zur Verfügung. Am ersten Förderaufruf 
können nur Unternehmen teilnehmen, die im Sommer 2023 das Vorbereitende Verfahren mit einem zulässigen 
Antrag durchlaufen haben. Diese sind nun aufgefordert, ein Gebot abzugeben. Vorhaben mit dem günstigsten 
und besten Gebot erhalten einen Zuschlag. Es werden weitere Gebotsverfahren folgen. Unternehmen, die 
sich an dem Vorbereitenden Verfahren im Sommer 2023 nicht mit einem zulässigen Antrag beteiligt haben, 
können an späteren, noch folgenden Gebotsverfahren teilnehmen. 
 
Weitere Informationen finden Sie unter: https://www.klimaschutzvertraege.info. Dort finden Sie die aktualisierte 
Förderrichtlinie, Formulare für das vorbereitende Vorverfahren und ein Handbuch mit Informationen und Er-
läuterungen zur Regulierung und zum Prozess. 
 
Kontakt: klimaschutzvertraege@bmwk.bund.de 
 

https://www.dihk.de/de/themen-und-positionen/wirtschaftspolitik/energie/betriebe-verzeichnen-hohe-zahl-an-stromunterbrechungen-116894
https://www.klimaschutzvertraege.info/
mailto:klimaschutzvertraege@bmwk.bund.de
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Förderung der EU-Energieinfrastrukturprojekte im Wert von 850 Millionen Euro 
 
Die EU-Kommission hat eine neue Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen für wichtige grenzüber-
schreitende EU-Energieinfrastrukturprojekte im Wert von bis zu 850 Mio. Euro veröffentlicht. 
 
Die von der Exekutivagentur für Klima, Infrastruktur und Umwelt (CINEA) organisierte Aufforderung richtet sich 
an Projekte, die in der kürzlich genehmigten Liste der Vorhaben von gemeinsamem Interesse (Projects of 
Common Interest) und der Vorhaben von gegenseitigem Interesse (Projects of Mutual Interest) aufgeführt 
sind. 
 
Die Aufforderung richtet sich an Finanzierungsvorschläge für Studien und Bauarbeiten und gilt bis zum 22. 
Oktober 2024 (17.00 Uhr MEZ). Die Ergebnisse werden Anfang nächsten Jahres bekannt gegeben. Für den 
14. Mai 2024 (nachmittags) ist ein Online-Informationstag der CEF Energy (Connecting Europe Facility for 
Energy) geplant, um die Aufforderung vorzustellen, den politischen Kontext zu erläutern und über das Bewer-
bungs- und Bewertungsverfahren zu informieren. 
 
Hintergrund 

Vorhaben von gemeinsamem Interesse (PCI) sind wichtige grenzüberschreitende Infrastrukturprojekte, die die 
Energiesysteme von zwei oder mehr EU-Ländern miteinander verbinden oder sich erheblich darauf auswirken, 
während Vorhaben von gegenseitigem Interesse (PMI) die Energieinfrastruktur von einem oder mehreren Län-
dern mit Nachbarländern verbinden. 
 
Projekte, die als PCI/PMI ausgewählt werden, können automatisch von vielen Vorteilen profitieren, die sich 
aus der Verordnung über die Transeuropäischen Netze - Energie (TEN-E) ergeben, einschließlich einer be-
schleunigten Erteilung von Genehmigungen und einer verbesserten rechtlichen Behandlung. Die Projektträger 
können auch finanzielle Unterstützung für vorbereitende Studien und/oder Bauarbeiten im Rahmen des CEF-
Energieprogramms beantragen. 
 
Die CEF-Energie verfügt über ein Budget von 5,88 Mrd. Euro für den Zeitraum 2021-2027 und wurde ursprüng-
lich eingerichtet, um Studien und Bauarbeiten von PCIs in den Bereichen Gas, Strom, intelligente Netze und 
CO2-Netze zu unterstützen. Mit der überarbeiteten TEN-E-Verordnung wurden die Vorschriften im Einklang 
mit der Dekarbonisierungsagenda der Eu-Kommission aktualisiert. Während Projekte im Zusammenhang mit 
fossilen Brennstoffen grundsätzlich vom PCI/PMI-Status und der CEF-Energie ausgeschlossen wurden, sind 
nun neue Projektarten wie Offshore-Stromnetze und Wasserstoffprojekte förderfähig. 
 
Weitere Informationen finden Sie hier. 
 
 
Doppelauktionsmodell für Beschaffung von Wasserstoff 
 
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) plant, im Zeitraum von 2027 bis 2036 bis zu 
3,53 Milliarden Euro aus dem Klima- und Transformationsfonds bereitzustellen, um grünen Wasserstoff und 
dessen Derivate aus verschiedenen Importregionen zu beschaffen. Das Hauptziel dieser Fördermaßnahme 
ist es, das Angebot und die Nachfrage in einem Doppelauktionsmodell in Einklang zu bringen, da der Wasser-
stoffbedarf in Deutschland bis zum Jahr 2030 voraussichtlich zwischen 95 bis 130 Terawattstunden pro Jahr 
liegen wird und weiter steigen wird und voraussichtlich mehr als Hälfte davon importiert werden muss. 
 
Konkret wird im Namen einer Tochtergesellschaft der H2Global-Stiftung eine internationale Auktion für den 
Kauf von grünem Wasserstoff und Wasserstoffderivaten durchgeführt. Das Angebot mit dem niedrigsten Preis 
erhält einen langfristigen Bezugsvertrag, wodurch die Anbieter Planungssicherheit für weitere Investitionen in 
die Wasserstoffproduktion erhalten. In einer zweiten Auktion werden die beschafften Wasserstoffmengen zu 
einem wettbewerbsfähigen Preis an Abnehmer in der EU versteigert, wodurch diesen ebenfalls Planungssi-
cherheit für Investitionen in den Einsatz von Wasserstoff gewährt wird. 
 
Die bereitgestellten Mittel werden genutzt, um die Preisdifferenz zwischen Angebot und Nachfrage auszuglei-
chen. Details zur Verwendung der neuen Fördermittel werden derzeit zwischen dem BMWK und der General-
direktion Wettbewerb der Europäischen Kommission abgestimmt. 
 
Hier können Sie sich über die Erfahrungen der Ende 2022 gestarteten ersten Ankaufauktion informieren. 
 
Quelle: DIHK 

https://cinea.ec.europa.eu/index_en?prefLang=de
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2023/06/20230601-bundesregierung-und-eu-kommission-machen-h2global-zum-europaeischen-wasserstoff-projekt.html
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VERANSTALTUNGSKALENDER 
 
 
Übersicht der saaris Weiterbildung: 
 
https://saaris.de/termine-veranstaltungen/?page=1&filter=termine-themen.538 
 
Für die Anmeldung zu den dort genannten Lehrgängen nehmen Sie bitte Kontakt auf mit: Frau Anja Schön-
berger  (0681) 210 66 144,  anja.schoenberger@saaris.saarland 
 
 
Termine im Unternehmensnetzwerk Klimaschutz 
 
Das Unternehmensnetzwerk Klimaschutz und die beteiligten Industrie- und Handelskammern bieten eine Viel-
zahl von Veranstaltungen im Bereich des betrieblichen Klimaschutzes an. Seien Sie dabei! 
 
https://www.klima-plattform.de/termine 
 
 
Webinar: „Nachhaltigkeitsstrategie und regionales Engagement transparent und erlebbar gestalten“ 
 
Unternehmen stehen vor der Herausforderung, wie sie mit ihren unvermeidbaren CO2-Emissionen umgehen 
sollen. Viele von ihnen bevorzugen eine regionale, heimische Lösung, um ihre CO2-Emissionen auszugleichen 
und wollen sich direkt vor Ort engagieren. Der Kooperationspartner des Verbands Klimaschutz-Unternehmen, 
DEUTIM GmbH, stellt in einem Online-Seminar sein regionales Wald-Engagement vor und erklärt, wie sich 
Unternehmen daran beteiligen können und welche Vorteile sie davon u.a. für ihre Nachhaltigkeitsstrategie 
haben.  
 
Termin: 17. September 2024, 10 - 11Uhr. Die Teilnahme am Webinar ist kostenlos. 
 
Hier geht es zur Anmeldung 
 
 

CBAM-Webinar am 11. Juli 2024 

 
Am 01. Oktober 2023 trat der Carbon Border Adjustment Mechanism (CBAM) in Kraft, der für Unternehmen 
verschiedenster Branchen neue Pflichten mit sich bringt. Werden Waren aus dem Anhang I der Verordnung 
(EU) 2023/956 aus Drittländern in die EU eingeführt, gehen mit der schrittweisen Implementierung des CBAM 
Berichtspflichten, die Registrierung als zugelassener Anmelder und der Kauf von Zertifikaten einher. Betroffen 
sind Produkte aus Aluminium, Eisen und Stahl sowie Wasserstoff, Düngemittel, Strom und Zement. 
 
In der Praxis schätzen Experten, dass die Mehrheit der Unternehmen ihren gesetzlich verankerten Pflichten 
jedoch noch nicht nachkommen, obwohl bei Nichterfüllung erhebliche Strafen drohen können. 
Die Europäische Kommission hat bereits begonnen, auf sogenannte No-Shows zu prüfen. Unternehmen die 
CBAM Waren importieren, aber keine Berichte im Übergangsregister einreichen, müssen sich in Zukunft da-
rauf einstellen, von der Deutschen Emissionshandelsstelle kontaktiert werden zu können. 
 
Die IHK Arbeitsgemeinschaft Rheinland-Pfalz/Saarland unterstützt im Umgang mit der CBAM Verordnung 
durch verschiedene Serviceangebote. So können sich Unternehmen im CBAM-Netzwerk mit anderen Betrof-
fen austauschen und Herausforderungen sowie Lösungsansätze diskutieren. Des Weiteren bietet die Arbeits-
gemeinschaft, in Zusammenarbeit mit der carboneer GmbH, dieses kostenfreie Webinar an. Die Veranstaltung 
richtet sich an Unternehmen, die bisher noch keine Berührungspunkte mit CBAM hatten und sich über die 
Grundlagen informieren möchten oder Betroffene, die noch am Anfang stehen und sich auf der Suche nach 
hilfreichen Tipps aus der Praxis befinden.     
 
Die Anmeldung läuft zentral über die IHK Saarland. Den Anmeldelink finden Sie hier.  
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